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Wählen ist wichtig

Vor jeder Wahl haben 
die meisten Wahlbe-
rechtigten Zweifel an 
der Abgabe ihrer Stim-
me. Sie haben Recht, 
denn keiner kommt 
an der Tatsache vorbei, 
mit kleinerem Übel 
lediglich einem Kom-
promiss zuzustimmen.  
Trotzdem verbietet sich 
von selbst, dass Nicht-
wähler Politiker für de-
ren Tun verantwortlich 
machen. Wer keine 
Stimme abgegeben hat, 
kann sich auch nicht 
darüber beschweren, 
dass seine Interessen 
nicht vertreten werden.
Die Wähler hingegen 
sollten ihre Chance 
wahrnehmen, genau zu 
beobachten, was ihre 
Stimme während der 
Wahlperiode macht. 
Hält der gewählte Ab-
geordnete seine Ver-
sprechen? Arbeitet er 
weiterhin an dem The-
ma, mit dem er Wahl-
kampf gemacht hat? 
Die Politiker, wenig-
stens in Berlin, sind 
bürgernah. Sie bieten 
Sprechstunden an, 
die viel zu wenig von 
den Wählern wahr-
genommen werden. 
Denn direkt vor Ort 
ist die politische Dis-
kussion möglich. Hier 
werden den Wäh-
lern ihre Fragen zur 
politischen Tagesar-
beitet beantwortet.
� Petra Roß

Blick vom Neuköllner Rathausturm.� Foto: mr

Wenn am 18. Septem-
ber die Berliner zu den 
Urnen gerufen werden, 
haben sie nicht nur die 
Wahl, welche Parteien 
im Abgeordnetenhaus 
und in der künftigen 
Landesregierung die Ge-
schicke der Stadt lenken 
werden. Sie entscheiden 
gleichzeitig über die Be-
setzung der Bezirksver-
ordnetenversammlungen 
(BVV), die kommunalen 
Vertretungen der zwölf 
Stadtbezirke. Diese wie-
derum wählen in ihrer 
ersten Sitzung die jewei-

ligen Bezirksbürgermei-
ster und Stadträte.
In Neukölln tritt  Be-

z i rksbürgermeister in 
Franziska Giffey erneut 
als Kandidatin für den 
Spitzenposten an, den 
sie am 15. April 2015 als 
Nachfolgerin von Heinz 
Buschkowsky übernahm.  
Der Stadtstaat Berlin ist 

Land und Stadt zugleich, 
so dass die Berliner Ver-
waltung zweistufig auf-
gebaut ist und alle Be-
hörden auch kommunale 
Aufgaben wahrnehmen. 
Zu unterscheiden sind 

Hauptverwaltung (Senat) 
und Bezirksverwaltung 
(zwölf Bezirke). 
Für Aufgaben von ge-

samtstädtischer Bedeu-
tung ist der Senat zustän-
dig. Die kommunalen 
Aufgaben erledigen die 
Bezirke in eigener Ver-
antwortung.
Die Bezirksverwaltung 

ist in die Bezirksverord-
netenversammlung und 
das Bezirksamt unter-
teilt. Die Bezirke sind 
keine rechtlich und fi-
nanziell eigenständigen 
Gebietskörperschaften. 

Das bedeutet, dass sie 
keine Steuern erheben 
oder Gesetze erlassen 
dürfen. Die Bezirksver-
waltung bestimmt zwar 
die Grundlagen der Ver-
waltungspolitik, muss 
sich dabei jedoch an den 
Rahmen der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften 
der Landesregierung hal-
ten. Den Haushalt darf 
sie zwar selbst beschlie-
ßen, dieser muss aber 
vom Abgeordnetenhaus 
bestätigt werden. � mr
Aufbau der Verwaltung 

siehe Graphik auf Seite 7

Jede Stimme hat Einfluss
Zuständigkeiten im Berliner Senat und in den Bezirken 

Das Abgeordnetenhaus 
von Berlin besteht aus 
mindestens 130 Abge-
ordneten, die in der Re-
gel jeweils für fünf Jahre 
gewählt werden. In den 
78 Berliner Wahlkreisen 
wird jeweils ein Abge-
ordneter direkt gewählt. 
Die übrigen Mandate 
werden über die Be-
zirks- und Landeslisten 
der Parteien vergeben. 
Somit haben die Wähler 
zwei Stimmen, die sie 

beliebig verteilen dür-
fen. Mit der Erststimme 
wählen sie die Wahl-
kreiskandidaten und mit 
der Zweitstimme eine 
Bezirks- oder Landesli-
ste. Das Direktmandat 
gewinnt der Kandidat, 
der im Wahlkreis die 
meisten Stimmen er-
hält. Die Zweitstimme, 
mit der man sich für 
eine Partei entscheidet, 
entscheidet über die 
Zusammensetzung des 

Abgeordnetenhauses. 
Ins Parlament einziehen 
können aber nur Par-
teien, deren Stimmen-
anteil mindestens fünf 
Prozent der abgegebenen 
Zweitstimmen beträgt. 
Insgesamt stellen sich 21 
Parteien zur Wahl.
Wählen darf jeder, der 

die deutsche Staatsbür-
gerschaft besitzt, am 
Wahltag das 18. Lebens-
jahr vollendet hat und 
seit mindestens drei Mo-

naten ununterbrochen 
den Hauptwohnsitz in 
Berlin hat. 
Wer am 18. September 

nicht in sein Wahllokal 
gehen kann, kann im 
Vorfeld die Briefwahl be-
antragen. Der Stimmzet-
tel wird dann nach Hau-
se geschickt und man 
kann bereits vor dem 
Wahltag seine Stimme 
abgeben und per Brief 
an das zuständige Wahl-
lokal schicken.�  mr

Wahlen zum Abgeordnetenhaus
Erst- und Zweitstimmen entscheiden über die Zusammensetzung des Parlaments



1) Seit 2006 vertrete ich 
mit großem Engagement 
Neukölln im Abgeord-
netenhaus von Berlin 
und engagiere ich mich 
für ein solidarisches und 
buntes Neukölln. Ob-
wohl wir bereits einiges 
erreichen konnten, gibt 
es noch vieles, das wir 
anpacken müssen. Wir 
brauchen  sozialverträg-

liche Mieten, damit die 
Verdrängung gestoppt 
wird, eine nachhaltige 
Fuß- und Radverkehrs-
strategie und mehr Re-
spekt anderen gegenü-
ber. 
3) Wir Grüne machen 

uns stark für ein le-
benswertes und offenes 
Neukölln, in dem sich 
alle zuhause fühlen. Für 
Alteingesessene und 
Zugezogene muss Woh-
nen und Leben bezahl-
bar bleiben. Neben der 
Einrichtung von Mili-
euschutzgebieten muss 
daher dringend neuer 
Wohnraum durch behut-
same Nachverdichtung 
geschaffen werden. Für 
ein solidarisches Mitei-
nander im Kiez wollen 

wir mehr Beteiligung der 
Neuköllner*innen bei 
Bauvorhaben und eine 
Weiterentwicklung der 
Quartiersmanagements.
5) Zu einer lebendigen 

Kiezkultur gehören auch 
unsere Spätis, die durch 
das Verkaufsverbot an 
Sonn- und Feiertagen 
zunehmend in ihrer Exi-
stenz bedroht sind. Das 
wollen wir ändern.
8) In den vollen Stra-

ßen im Norden Neu-
köllns konkurrieren Au-
tos, Radfahrende und 
Fußgänger*innen um 
den knappen Raum. 
Damit wir uns hier si-
cher bewegen können, 
brauchen wir eine ge-
rechtere Verkehrspoli-
tik. Wir wollen endlich 

mehr Fahrradstraßen, 
Radfahrstreifen und Ab-
stellmöglichkeiten für 
Räder und unterstützen 
den Radentscheid. 
4) Auch für den Fuß-

verkehr muss mehr ge-
tan werden. Der marode 
Zustand vieler Gehwege 
ist eine Zumutung, vor 
allem für ältere Menschen 
und solche, die in ihrer 
Mobilität beeinträchtigt 
sind. Wir brauchen ein 
engmaschiges, barriere-
freies Gehwegenetz mit 
fußverkehrfreundlichen 
Ampelschaltungen und 
Zebrastreifen.  Plätze 
und Fußwege sind Räu-
me sozialer Begegnung. 
Radwege wollen wir des-
halb auf die Fahrbahn 
verlagern. Stattdessen 

soll durch mehr Sitzge-
legenheiten, genügend 
Abfallbehälter und Grün 
die Aufenthaltsqualität 
erhöht werden.
9) Mit Neuköllner Frauen 

die Frauenschmiede am 
Richardplatz gerettet. Im 
Abgeordnetenhaus habe 
ich mit meiner Fraktion 
die Einrichtung einer 
Unterkunft für queere 
Geflüchtete und eine für 
Frauen erreicht. Ich habe 
den Hatun-Sürücü-Preis 
initiiert, ein Landesan-
tidiskriminierungsgesetz 
mitgeschrieben, eine 
Diversity-Strategie für 
Berlin erarbeitet und 
durchgesetzt, dass es die 
anonyme Spurensiche-
rung endlich auch in 
Berlin gibt.
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Anja Kofbinger - Bündnis 90 / Die Grünen

1) Besonders in Nord-
neukölln ist das Problem 
von steigenden Mieten 
und Verdrängung bren-
nend. Teilweise sind die 
Mieten seit 2008 um 80 
Prozent gestiegen. Prekäre 

Beschäftigung, Armut 
und eine völlig kaputt 
gesparte Infrastruktur in-
folge jahrelanger Privati-
sierungs- und Kürzungs-
politik gehören außerdem 
zu den alltäglichen Pro-
blemen der Neuköllner 
Bevölkerung.
3) Der Mieten-Wahnsinn 

und die Verdrängung der 
Bevölkerung in Außen-
bezirke müssen gestoppt 
werden, deshalb fordere 
ich die schnelle Rekom-
munalisierung des priva-
tisierten Wohnraums, die 
konsequente Enteignung 
von spekulativem und 
leerstehendem Wohn-
raum, die Enteignung 

von privaten Immobilien-
unternehmen und mas-
sive Investitionen in sozi-
alen Wohnungs-Neubau 
seitens des Landes Berlin. 
Den Milieuschutz hat 
DIE LINKE Neukölln in 
der BVV durchgesetzt, er 
muss ausgeweitet werden, 
aber wird nicht ausrei-
chen.
6) Die AfD bietet rassi-

stische Scheinantworten 
auf reale Probleme in der 
Stadt, dabei hat sie sel-
ber ein neoliberales und 
unsoziales Programm. 
Sie stellt mit ihrer Het-
ze eine Gefahr dar für 
Migrant*innen, Frauen, 
Geflüchtete, LGBTQIs 

etc. Gegen Rassismus und 
Diskriminierung braucht 
es Massenmobilisierun
gen. Wir müssen außer-
dem gemeinsam, egal 
welcher Herkunft, gegen 
die unsoziale Politik des 
rot-schwarzen Senats und 
für Wohnraum, Arbeit, 
Bildung, gute Löhne und 
Soziales für alle kämpfen. 
Damit können wir den 
Nährboden der AfD aus-
trocknen.
7) Ich sage Nein zur 

Schuldenbremse und zur 
Sparpolitik und fordere 
eine deutlich verstärkte 
Besteuerung der Unter-
nehmen zur Finanzie-
rung und bedarfsgerecht 

erhöhte Investitionen in 
städtische Infrastruktur 
und Wohnraum. Vom ka-
pitalistischen Wirtschafts-
system profitiert nur ein 
sehr kleiner, reicher Teil 
der Bevölkerung. Wir 
wollen ein Berlin der Mil-
lionen, nicht der Millio-
näre.
8) Ich unterstütze die For-

derungen des Fahrradvolks-
entscheids, es ist nötig, dass 
Fahrradfahrer*innen sicher 
fahren können. Gleichzei-
tig braucht es insgesamt 
einen kostenlosen öffent-
lichen Nahverkehr für alle 
und einen massiven Aus-
bau von diesem.

Sarah Moayeri - DIE LINKE

1) Welche Themen ha-
ben für Sie im Moment 
absolute Priorität?
2) Ihr Wahlkreis ist der 

Partykiez schlechthin. 
Was tun Sie, um die Be-
lastungen für die Kiez-
bewohner im Rahmen 
zu halten?
3) Welchen Handlungs-

spielraum sehen Sie, um 
Verdrängung von Alt-
mietern zu verhindern 
oder wünschen Sie sich 
den Austausch der Be-
völkerung? Wie wollen 

Sie Altmieter schützen 
jenseits des Instruments 
Milieuschutz?
4) Der Renteneingangs-

satz sinkt von Jahr zu 
Jahr. Gleichzeitig wer-
den die Alten immer 
fitter bei gleichzeitig 
zunehmender Altersar-
mut. Was machen Sie 
für diese immer größer 
werdende Gruppe der 
fitten Alten?
5) Wie stehen Sie zu 

dem Wunsch der Spä-
tibetreiber nach verlän-

gerten Öffnungszeiten?
6) Wie wollen Sie die 

AfD verhindern?
7) Wie soll in Ihren Au-

gen die Berliner Wirt-
schaft gestärkt werden, 
so dass auch die Neu-
köllner etwas davon ha-
ben?
8) Welche Maßnahmen 

werden Sie ergreifen, 
um das Fahrradfahren in 
Neukölln zu fördern?
9) Was haben Sie im 

Abgeordnetenhaus bisher 
erreicht?

Wahlkreis 1 
Die Kandidaten sollten fünf der acht Fragen beantworten. Mitglie-

dern des Abgeordetenhauses wurde zuätzlich die Frage 9 gestellt Alter:
56

Geboren in: 
Gelsenkirchen

Familienstand:
verpartnert

Erlernter Beruf:
Vermessungstechnikerin

Ausgeübter Beruf:
Mitglied des Abge-
ordnetenhauses für 
die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen

Anja  
Kofbinger

Alter:
20

Geboren in: 
Würselen / Aachen

Familienstand:
ledig

Erlernter Beruf:
Germanistikstudentin

Sarah
Moayeri



1) Meine Themen sind: 
gute Bildung und Aus-
bildung, Integration von 
Geflüchteten, Kampf ge-
gen Verdrängung altein-
gesessener Mieter*innen, 
gutes Wohnen im Kiez 
und sicheres Fahrradfah-
ren.

3) Ich setze mich für 
bezahlbaren Wohnraum 
für alteingesessene und 
neue Mieter*innen ein. 
Um dies zu erreichen, 
muss verstärkt neu ge-
baut und der Anteil an 
Wohnungen im Be-
sitz städtischer Gesell-
schaften und von Ge-
nossenschaften erhöht 
werden. Milieuschutz, 
Mietpreisbremse, eine 
längere Sperrfrist für Ei-
genbedarfskündigungen 
und das Zweckentfrem-
dungs- und Umwand-
lungsverbot schützen die 
Mieter*innen außerdem 
vor Verdrängung. Ich be-
grüße die Initiative von 
Michael Müller bei der 
Mietpreisbremse nach-

zubessern und setze mich 
dafür ein, mehr barrie-
refreien Wohnraum für 
ältere Menschen und 
Menschen mit Behinde-
rung zu schaffen.
4) Neben mehr be-

zahlbarem Wohnraum 
benötigen wir für 
Senior*innen niedrig-
schwellige Teilhabean-
gebote, die ihnen eine 
aktive Rolle in unserer 
Gesellschaft ermögli-
chen. Freie Träger müs-
sen deshalb durch das 
Land Berlin verstärkt 
finanziell unterstützt 
werden.  
5) Der Wunsch eint 

Betreiber*innen und 
Kund*innen, zu denen 
auch ich gehöre. Leider 

ist bisher jede Initiative 
am Verfassungsrang der 
Sonntagsruhe geschei-
tert. Deshalb müssen wir 
weiter nach gesetzeskon-
formen Wegen suchen, 
um eine befriedigende 
Lösung für Alle zu fin-
den. 
6) Gegen Parolen rechts-

extremer und rechtspo-
pulistischer Parteien hilft 
nur der Dialog mit den 
Menschen vor Ort. Ich 
vertrete dabei klar unsere 
demokratischen Werte. 
Neukölln ist ein bunter 
und vielfältiger Bezirk. 
Ich bin zuversichtlich, 
dass wir gemeinsam den 
dumpfen Parolen eine 
klare Absage erteilen 
werden.

8) Ich werde mich 
dafür einsetzen, die 
Radverkehrsstrategie 
des Senats schneller 
umzusetzen, vermehrt 
Fahrradwege und -park-
plätze zu bauen und ein 
Konzept gegen Falsch-
parken auf Radwegen 
zu entwickeln. Die 
bisher beschlossenen 
Fahrradstraßen und der 
radgerechte Umbau der 
Karl-Marx-Straße kön-
nen für Nord-Neukölln 
nur der Anfang sein. Ich 
freue mich, dass der Be-
zirk den Fahr-Rat reak-
tiviert hat. Gemeinsam 
werden wir in Zukunft 
für Verbesserungen 
kämpfen.
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Nicola Böcker-Giannini - SPD

Nicole Bülck - CDU 

1/4) Wir müssen es 
schaffen, Gemeinsam-
keit in den Kiezen zu 
gestalten. Das heißt für 
mich, Bewährtes muss 
erhalten bleiben und 
Neues muss gemeinsam 

mit den Menschen vor 
Ort gestaltet werden. Es 
müssen die Bedürfnisse 
von Familien, Senioren, 
Kindern, Autofahrern 
und Radfahrern genauso 
berücksichtigt werden, 
wie die Bedürfnisse von 
Zugereisten, Sportlern 
und Hundebesitzern. 
Nur wenn alle bereit 
sind, auch die Bedürf-
nisse der Anderen zu 
berücksichtigen, haben 
wir eine starke Gemein-
schaft. Dazu zählen 
insbesondere auch die 
älteren Menschen, die 
bisher mit der Verren-
tung auf ein Abstellgleis 
geschoben wurden und 
mit ihnen auch ihre 

Erfahrungen und Qua-
lifikationen. Dies kann 
und ist nicht der richtige 
Weg. Daher haben wir 
uns mit diesem Thema 
in der »MIT« der CDU 
besonders beschäftigt 
und die Flexi-Rente auf 
den Weg gebracht. Die-
se ermöglicht es den fit-
ten Alten, nach wie vor 
dem Berufsleben beizu-
wohnen und ihr Wissen 
sowie ihre Erfahrung 
einzubringen und dank 
höherer Freibeträge sich 
die Rente aufzubessern.
3) Wohnungsneubau in 

Kombination mit einer 
optimierten Mietpreis-
bremse halte ich für ge-
eignete Mittel, um einer 

Verdrängung entgegen 
zu wirken. 
5) Spätibetreiber leisten 

einen wichtigen Beitrag 
für die Gemeinschaft in 
Kiezen. Daher sollten 
die Ladenöffnungszeiten 
für inhabergeführte Spä-
tibetreiber verlängert 
werden. 
7) Wichtig ist es, den 

bereits begonnenen Zu
strom von Startup Un-
ternehmen weiter zu 
fördern und die Rah-
menbedingungen für 
weitere innovative Ent-
wicklungen zu schaffen. 
8) Ich setzte mich jetzt 

schon für ein neues 
Projekt, »Unsere Grü-
ne Straße«, ein. Dieses 

Projekt soll mit Hilfe 
der Anwohner dem Kiez 
und Neukölln eine neue 
Perspektive geben und 
zeigen, dass es möglich 
ist, eine Straße so zu 
gestalten, dass ein ent-
spanntes Neben- und 
Miteinander aller Be-
teiligten gefördert wird. 
Dass man mit einfachen, 
hübschen Blickpunkten 
und mit gut beleuchte-
ten Wegen eine sichere, 
einladende Umgebung 
schaffen kann. Und dass 
man mit einer gut ge-
planten Verkehrsleitung 
ein sicheres Miteinander 
aller Verkehrsteilnehmer 
erreichen kann.

Alter:
41

Geboren in: 
Ratingen

Familienstand:
 - 

Erlernter Beruf:
Diplom-Sportlehrer*in, 
Fachkauffrau für Marke-
ting, Businesscoach

Ausgeübter Beruf:
Trainer*in, Berater*in, 
Coach

Nicola
Böcker-Giannini

Alter:
41

Geboren in: 
Berlin

Familienstand:
liiert

Erlernter Beruf:
Tierphysiotherapeutin/
Tierheilpraktikerin

Ausgeübter Beruf:
Tierphysiotherapeutin/
Tierheilpraktikerin

Nicole
Bülck



1) Mehr Beteiligung, Ver-
drängung stoppen und 
Teilhabe ermöglichen. 
Das gilt für die, die öko-
nomisch abgehängt wer-
den, ebenso wie für die 
Geflüchteten, die nach 
Berlin kommen, und die 
Kreativen, die hier Ar-
beit schaffen. Zum gu-

ten Zusammenleben im 
Kiez gehört auch, dass 
Fußgänger*innen und 
Radfahrer*innen in der 
Verkehrspolitik Priorität 
haben. 
2) Ich freue mich immer 

noch jedes Mal, wenn 
ich auf das Feld komme, 
darüber, dass wir die 
Bebauung verhindern 
konnten. Die Unter-
bringung von Flüchtlin-
gen vorzuschieben, um 
das Gesetz zu ändern, 
war ein großer Fehler: 
Eine solche Massenun-
terkunft kann niemand 
wollen.
3) Für mich ist es ein 

Skandal, dass CDU und 
SPD im Bezirk bisher 
den Milieuschutz ver-
hindert haben, mit dem 

erklärten Ziel, die Är-
meren zu verdrängen und 
sich so »ein neues Volk 
zu schaffen«. Sie haben 
bewusst Politik gegen 
die Neuköllner*innen 
gemacht – viele, die ver-
drängt wurden, haben 
aktiv in den Quartie-
ren für ein besseres Zu-
sammenleben gesorgt. 
Milieuschutz ist das 
Minimum. Luxussa-
nierungen dürfen nicht 
genehmigt werden, Fe-
rienwohnungen sind 
aufzuspüren und Bau-
genehmigungen müssen 
viel schneller bearbeitet 
werden – das alles geht 
auf der Bezirksebene. Im 
Abgeordnetenhaus wer-
de ich mich weiter für 
eine höhere Quote für 

sozialen Wohnungsbau, 
konsequenten Wohn-
raumschutz, das bezirk-
liche Vorkaufsrecht so-
wie die Nachbesserung 
der Mietpreisbremse 
einsetzen. 
5) Klar machen, wofür 

die AfD wirklich steht: 
Abschaffung des Min-
destlohns, Abschaffung 
von Frauenbeauftragten, 
das Ende des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes 
und die Spaltung un-
serer offenen Gesell-
schaft. Wir Grünen sind 
der Gegenentwurf – auf 
der ganzen Linie. 
7) In den Berliner Schu-

len sind bisher Putz-
frauen mit Kopftuch 
erlaubt, aber keine Leh-
rerinnen. In Neukölln 

finde ich das besonders 
schädlich, denn viele 
Mädchen träumen da-
von, Lehrerin zu werden. 
Stattdessen sagt man 
ihnen: »Egal wie gut 
du lernst, das darfst du 
nicht.« Lehrer und Leh-
rerinnen müssen neutral 
und allen Kindern zuge-
wandt sein, egal, was sie 
anhaben. Oder glaubt 
jemand, Lehrerinnen 
ohne Kopftuch seien im-
mer »neutral«? 
9) Transparenz in der 

Förderung von Integra-
tionsarbeit: für die Be-
darfe der Stadt und ge-
gen Klientelpolitik. Das 
ist vor Ort spürbar. Und 
ein Symbol gerettet: Der 
»Karneval der Kulturen« 
stand vor dem Aus.
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Susanna Kahlefeld - Bündnis 90 / Die Grünen

1) Für mich hat die 
Frage einer breiten Be-
wegung gegen Rassisten 
und Neo-faschisten Pri-
orität. AfD bis NPD 
hetzen gegen Muslime, 
Geflüchtete und Anders-
denkende. Sie stempeln 
die Ärmsten der Armen 

zu Sündenböcken für 
soziale Missstände und 
versuchen, die Bevölke-
rung zu spalten. Über-
griffe auf Flüchtlingsun-
terkünfte und Moscheen 
nehmen zu. 
7) Die bestehenden 

Diskriminierungen für 
Geflüchtete und Mus-
lime sind dabei Wasser 
auf die Mühlen der Ras-
sisten. Das Kopftuchver-
bot in Berlin etwa muss 
abgeschafft werden. 
Es stigmatisiert musli-
mische Frauen als ver-
meintliche Bedrohung 
und erschwert es ihnen, 
eine Stelle zu finden. 
Und Geflüchtete müssen 
endlich in Wohnungen 

leben können statt unter 
unmenschlichen Bedin-
gungen in Massenunter-
künften wie den Tem-
pelhofer Hangars.
3) Nicht Muslime und 

Geflüchtete sind das 
Problem. Wohnungsnot 
gab es schon vor An-
kunft von Geflüchteten. 
Doch die Regierenden 
sind nicht bereit, aus-
reichend preiswerten 
Wohnraum zu schaffen, 
sich mit Immobilienspe-
kulanten und Baukon-
zernen anzulegen und 
leerstehende Immobilien 
zu beschlagnahmen. 
2) Kein Problem hat 

der Senat aber offen-
bar damit, sich gegen 

Hunderttausende Ber-
liner_innen zu stellen, 
die 2014 beim Volksent-
scheid für ein Bauverbot 
auf dem Tempelhofer 
Feld gestimmt haben. 
Auch wir als LINKE 
haben die Privatisierung 
und Bebauung des Felds 
stets abgelehnt.
4) Wir streiten für eine 

Politik für Menschen 
statt für Profite, die allen 
– egal welcher Herkunft 
– ein Leben in Würde 
ermöglicht. Immer mehr 
Menschen sind im Alter 
arm und müssen län-
ger arbeiten oder sogar 
Pfandflaschen sammeln. 
Höchste Zeit, dass die 
Renten steigen und die 

Arbeitgeber wieder den 
vollen Beitrag zahlen!
5) Ich bin überzeugt, 

dass wir gemeinsam 
erfolgreich gegen Ras-
sismus und für eine 
Umverteilung des Reich
tums von oben nach 
unten kämpfen können. 
Ich engagiere mich seit 
Jahren in breiten Bünd-
nissen wie dem »Bünd-
nis Neukölln« und »Ber-
lin nazifrei«.
8) Noch ein letztes Wort 

zu den Fahrradwegen. 
Als LINKE unterstützen 
wir das »Volksbegehren 
Fahrrad« für mehr Rad-
wege in Berlin.

Irmgard Wurdack - Die Linke 

1) Welche Themen ha-
ben für Sie im Moment 
absolute Priorität?
2) Wie stehen Sie zur 

Bebauung des Tempel-
hofer Feldes?
3) Welchen Handlungs-

spielraum sehen Sie, um 
Verdrängung von Alt-
mietern zu verhindern 
oder wünschen Sie sich 
den Austausch der Be-
völkerung? Wie wollen 
Sie Altmieter jenseits des 
Instruments »Milieu-

schutz« schützen?
4) Der Renteneingangs-

satz sinkt von Jahr zu 
Jahr. Gleichzeitig wer-
den die Alten immer 
fitter bei gleichzeitig zu-
nehmender Altersarmut. 
Was tun Sie für diese 
immer größer werdende 
Gruppe der fitten Alten?
5) Wie wollen Sie die 

AfD verhindern?
6) Wie soll in Ihren Au-

gen die Berliner Wirt-
schaft gestärkt werden, 

so dass auch die Neu-
köllner etwas davon ha-
ben?
7) Was halten Sie vom 

Kopftuchverbot?
8) Welche Maßnahmen 

werden Sie ergreifen, 
um das Fahrradfahren in 
Neukölln zu fördern?
9.) Was haben Sie im 

Abgeordnetenhaus bis-
her erreicht?

Wahlkreis 2 
Die Kandidaten sollten fünf der acht Fragen beantworten. Mitglie-

dern des Abgeordetenhauses wurde zuätzlich die Frage 9 gestellt Alter:
56

Geboren in: 
Wuppertal

Familienstand:
ledig

Erlernter Beruf:
Dr. der Philosophie

Ausgeübter Beruf:
Mitglied des Abge-
ordnetenhauses für 
die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen

Susanna
Kahlefeld

Alter:
46

Geboren in: 
Vohenstrauß

Familienstand:
ledig

Erlernter Beruf:
Informatikerin

Ausgeübter Beruf:
Wissenschaftliche Mit-
arbeiterin

Irmgard
Wurdack



2) Es gab einen Volksent-
scheid zu dieser Frage. 
Das Ergebnis war eindeu-
tig. Ich habe ursprünglich 
für die Randbebauung 
geworben, aber Politik 
ist kein Wunschkonzert, 
und deshalb sage ich 
ohne wenn und aber: 
Mit mir wird es keine Be-

bauung des Tempelhofer 
Feldes geben.
3) In einigen Straßen 

Nord-Neuköllns ha-
ben sich die Angebots-
mieten auf dem freien 
Wohnungsmarkt in den 
letzten sechs Jahren fast 
verdoppelt. Hier ist die 
Politik gefordert, und 
hier hat die SPD re-
agiert: Erhöhung der 
Zahl der landeseigenen 
Wohnungen von der-
zeit rund 295.000 auf 
400.000, Begrenzung 
von Mieterhöhungen 
bei landeseigenen Woh-
nungen, Kappung von 
Mieterhöhungen im 
Bestand, das Zweckent-
fremdungsverbot und 
die Mietpreisbremse.

4) Die Politik muss 
darauf achten, dass die 
Gesellschaft nicht aus-
einanderdriftet, dass nie-
mand ausgegrenzt wird, 
vor allem nicht die Alten. 
Angesichts des demogra-
fischen Wandels muss das 
Land Berlin hier weitere 
Anstrengungen unterneh-
men, etwa die Förderung 
von barrierefreiem Woh-
nen, die Schaffung von 
Teilhabe-Angeboten für 
SeniorInnen. Die freien 
Träger sind hier extrem 
wichtige Partner. Der 
mittlerweile größer wer-
dende finanzielle Hand-
lungsspielraum Berlins 
sollte dazu genutzt wer-
den, diese Strukturen 
stärker zu fördern.

5) Klare Kante gegen 
rechts. Geschwafel über 
ein angebliches Kartell 
der Altparteien und der 
gleichgeschalteten Lü-
genpresse, muss man als 
das benennen, was es ist: 
Verlogen! Die AfD ist 
eine Altpartei mit Rezep-
ten aus den 50er Jahren 
des letzten Jahrhunderts. 
Alter Wein in neuen 
Schläuchen. Wenn de-
ren Wähler diesen Wein 
wirklich kosten müssten, 
würde ihnen schlecht 
werden.
7) In der Berliner De-

batte geht es nicht um ein 
Kopftuchverbot. Es geht 
um ein Verbot religiöser 
Symbolik bei staatlich 
Beschäftigten. Es geht 

nicht um das Kopf-
tuch, die Kippa oder das 
Kreuz im öffentlichen 
Raum oder am Arbeits-
platz als solchem. Es 
geht um die Neutralität 
des Staates, für mich ein 
Kernbestandteil unserer 
Gesellschaftsordnung, 
und deshalb muss das 
Berliner Neutralitätsge-
setz bestehen bleiben.
9) Die Weiterentwick-

lung des Neuköllner 
Modells, das Pilotprojekt 
Staatsanwaltschaft für 
den Ort, die Eröffnung 
der ersten Repräsentanz 
Berlins im Ausland zur 
Verbesserung der Wirt-
schaftsbeziehungen.
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Erol Özkaraca - SPD

Onur Bayar - CDU 

1) Bildung und Sicher-
heit. Um der Jugend-
kriminalität entgegen-
zuwirken, müssen den 
Jugendlichen von An-
fang an Perspektiven 
geschaffen werden. Die 

meisten Straftäter un-
ter 21 haben ihre ersten 
Delikte schon im Alter 
von 12 – 14 begangen. 
Daher muss man die 
Ursachen im Bildungs-
system aufheben. Wich-
tig ist, dass es genügend 
Kitaplätze und Erzieher 
gibt. Die Kinder erler-
nen in dem Alter die 
deutsche Sprache und 
den Umgang mit ihren 
Mitschülern. Zudem 
muss die Vorschulpflicht 
wieder eingeführt wer-
den, denn ich habe es 
selbst miterlebt, wie 
schwer es eingeschul-
ten Kindern fiel mitzu-
halten, wenn sie selbst 
keinen Kitaplatz hatten 

oder nicht zur Vorschu-
le gegangen sind, da 
der rot-rote Senat die 
Pflicht abschaffte. Ei-
nige meiner Mitschüler 
benötigten Jahre, um 
sich dem Durchschnitt 
der Klasse anzunähern. 
Daher denke ich, dass 
durch Kita und Vor-
schule den Kindern eine 
stabile Basis aufgebaut 
wird, um ab der 1. Klas-
se die Schule gut packen 
zu können, was dazu 
führt, dass ihnen ihre 
Berufsperspektiven be-
wusst werden.
3) Ich freue mich über 

die Durchmischung in 
unserem Kiez, aber be-
fürchte, dass durch an-

steigende Mieten unse-
re Nachbarn verdrängt 
werden. Daher brau-
chen wir bezahlbaren 
Wohnraum und viele 
Neubauten. Aber auch 
Maßnahmen wie die 
Mietpreisbremse sind 
notwendig, um soziales 
Wohnen in der Stadt zu 
ermöglichen.
5) Die AfD hat keine 

Lösungen, die AfD hat 
keine Ideen und die 
AfD schadet unserer 
Demokratie. Wir brau-
chen transparente, bür-
gernahe und sachliche 
Politik! Die Wünsche 
der Bürger mehr einbe-
ziehen; Stichwort »Par-
tizipation«.

6) Berlin ist eine Start-
up-Metropole. Immer 
mehr Unternehmen sie-
deln sich in Neukölln 
an und schaffen Arbeits-
plätze. Einen Kreativ-
beauftragten, der sich 
um die Stärkung dieser 
Szene kümmert, fordern 
wir in der CDU.
8) 1. Einrichtung von 
Radschnellwegen 
2. mehr Fahrradstrei-
fen an unfallintensiven 
Kreuzungen 
3. kreuzungsfreie Rad-
wege 
4. keinen rapiden Zu-
wachs an autofreien 
Fahrradstraßen

Alter:
52

Geboren in: 
Hamburg

Familienstand:
verheiratet

Erlernter Beruf:
Jurist

Ausgeübter Beruf:
Mitglied des Abgeord-
netenhauses für die 
Fraktion der SPD / 
Rechtsanwalt

Erol
Özkaraca

Alter:
19

Geboren in: 
Berlin

Familienstand:
ledig

Erlernter Beruf:
Abitur

Ausgeübter Beruf:
Angestellter im öffent-
lichen Dienst

Onur
Bayar



1) Der Kampf gegen 
den Klimawandel und 
gegen soziale Ungerech-
tigkeit hat mich zu den 
Grünen gebracht. Ich 
möchte im Abgeordne-
tenhaus für eine Politik 

eintreten, die mehr für 
erneuerbare Energien 
tut. Ich will eine Ge-
sellschaft, in der Men-
schen unterschiedlicher 
Herkunft und Einkom-
men miteinander etwas 
bewegen. Und ich will 
endlich unser Straßen-
bild so umbauen, dass 
auch Fußgänger*innen 
und Fahrräder besser 
vorankommen. Gerade 
Neukölln braucht mehr 
Fahrradstraßen und 
bessere Abstellmöglich-
keiten, gerade an den S-
Bahnhöfen. 
2) Unser einzigartiger 

Schatz ist das Tempel-
hofer Feld, das jetzt erst 

mal vor dem Bauboom 
gerettet wurde. Aller-
dings können einzelne 
Dinge (wie Bänke oder 
ein Spielplatz) dazu bei-
tragen, dass unser Feld 
nicht nur ein Ort für 
Kreative und Neugierige 
ist, sondern verstärkt 
auch für alle aus Neu-
kölln.
3) Gerade in Neukölln 

gilt: Die Mischung 
macht’s! Deshalb müssen 
Leerstand und Ferien-
wohnungen konsequent 
gemeldet werden, denn 
wir brauchen jeden Qua-
dratmeter Wohnraum. 
Wir brauchen eine Be-
ratungsoffensive für Alt-

mieter, damit diese sich 
gegen starke Mietanhe-
bungen wehren können. 
Wohnungen sind nicht 
dazu da, dass jemand da-
mit Kasse macht! 
4) Neben den vie-

len jungen und neuen 
Menschen gehören aber 
auch viele Senior*innen 
zu Neukölln. Während 
wir Grüne auf Bundes-
ebene für ein faireres 
Rentensystem kämpfen, 
müssen wir hier in den 
Kiezen zeigen, dass Jung 
und Alt gut miteinander 
leben können. 
5) Ich möchte im Som-

mer für ein Neukölln 
werben, in dem wir nicht 

Gruppen gegeneinander 
ausspielen, sondern zu-
sammen bringen. Der 
Umgang mit den zu uns 
fliehenden Menschen ist 
auch ein Charakter-Test 
für uns alle. Denn die 
AfD wird immer wieder 
versuchen, die Debatte 
weiter nach rechts zu 
verschieben. Da will ich 
konsequent gegen hal-
ten. Ihre Parolen sind 
hohl und falsch; inhalt-
lich hat sie nichts zu 
bieten. Sie leugnet den 
Klimawandel, will die 
Reichen noch reicher 
machen und schießt 
scharf gegen das europä-
ische Friedensprojekt.
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Georg P. Kössler - Bündnis 90 / Die Grünen

1) Viel zu viele Men-
schen in Neukölln ha-
ben keine Arbeit, andere 
müssen als Leiharbeits-
kräfte schuften oder sich 
vom Jobcenter schika-
nieren lassen. Kinder 
müssen ohne Frühstück 
zur Schule gehen. Viel 

zu viele alte Menschen 
leben in Armut, wäh-
rend Immobilienspeku-
lanten fette Renditen 
mit der Miete machen. 
Es ist Zeit für einen so-
zialen Aufbruch in Neu-
kölln: Für Arbeit und 
Löhne, von denen man 
leben kann, und gegen 
den Stress am Jobcenter. 
Für Schulen, an denen 
Kinder Erfolg haben. 
Für Wohnungen, deren 
Miete man sich leisten 
kann
2) Das Tempelhofer 

Feld ist Berlins schönster 
Ort. Das Volksbegehren 
zu seiner Rettung habe 
ich unterstützt und bin 
glücklich, dass die Ber-
liner Bevölkerung den 

Ausverkauf an Immo-
bilienspekulanten, wie 
er von SPD und CDU 
gewollt war, verhindert 
hat. Dass SPD und 
CDU in diesem Jahr das 
Volksgesetz geändert ha-
ben, ist ein Skandal! Das 
Tempelhofer Feld muss 
als einzigartiger Park der 
Neuköllner Bevölkerung 
erhalten bleiben. Es darf 
weder privatisiert noch 
bebaut werden. Dafür 
setzte ich mich nach 
Kräften ein.
3) Zunächst muss spe-

kulativer Leerstand und 
die illegale Vermietung 
von Wohnungen an 
Touristen konsequent 
geahndet werden. Dazu 
braucht das Bezirksamt 

mehr Personal. Gleiches 
gilt für den Milieuschutz, 
für den sich DIE LIN-
KE jahrelang eingesetzt 
hat. Zudem müssen die 
städtischen Wohnungs-
baugesellschaften im 
großen Stil neue Sozi-
alwohnungen schaffen. 
Das nimmt den Druck 
von Mieterinnen und 
Mietern und bietet ihnen 
Schutz vor Verdrängung.
4) Deutschland braucht 

eine Renten-Revoluti-
on: Alle Erwerbstätigen 
– auch Politiker, Beamte 
und Anwälte – müssen in 
die gesetzliche Renten-
versicherung einzahlen. 
Alle Einkommen – auch 
Kapitalerträge – wer-
den herangezogen. Und 

die Rente mit 67 gehört 
abgeschafft. So kann Al-
tersarmut verhindert und 
ein würdevolles Leben im 
Alter ermöglicht werden.
5) Durch Bildung, 

Aufklärung und Protest 
gegen Rassismus: Die 
Grenze verläuft nicht 
zwischen den Völkern, 
sondern zwischen Oben 
und Unten. Und durch 
gemeinsame soziale 
Kämpfe von Deutschen 
und Nicht-Deutschen. 
Übrigens: Je stärker DIE 
LINKE bei den Wahlen, 
desto größer der Ärger 
bei der AfD.
8) DIE LINKE for-

dert Radwege auf allen 
Hauptverkehrsstraßen 
Neuköllns.

Ruben Lehnert - DIE LINKE 

1) Welche Themen ha-
ben für Sie im Moment 
absolute Priorität?
2) Wie stehen Sie zur 

Entwicklung auf dem 
Gelände des Tempelho-
fer Feldes?
3) Welchen Handlungs-

spielraum sehen Sie, um 
Verdrängung von Alt-
mietern zu verhindern 
oder wünschen Sie sich 
den Austausch der Be-
völkerung? Wie wollen 
Sie Altmieter jenseits des 
Instruments »Milieu-
schutz« schützen?

4) Der Renteneingangs-
satz sinkt von Jahr zu 
Jahr. Gleichzeitig wer-
den die Alten immer 
fitter bei gleichzeitig zu-
nehmender Altersarmut. 
Was machen Sie für diese 
immer größer werdende 
Gruppe der fitten Alten?
5) Wie wollen Sie die 

AfD verhindern?
6) Wie soll in Ihren Au-

gen die Berliner Wirt-
schaft gestärkt werden, 
so dass auch die Neu-
köllner etwas davon ha-
ben?

7) Die Bezirke haben 
im vergangenen Jahr 
mehr Personal für die 
Verwaltung gefordert. Es 
wurde ihnen jedoch nur 
ein Bruchteil dessen ge-
nehmigt. Was sind Ihre 
Lösungsansätze für die 
Überlastung der bezirk-
lichen Verwaltungen?
8) Welche Maßnahmen 

werden Sie ergreifen, 
um das Fahrradfahren in 
Neukölln zu fördern?
9) Was haben Sie im 

Abgeordnetenhaus bis-
her erreicht?

Wahlkreis 3
Die Kandidaten sollten fünf der acht Fragen beantworten. Mitglie-

dern des Abgeordetenhauses wurde zuätzlich die Frage 9 gestellt Alter:
31

Geboren in: 
Berlin

Familienstand:
ledig

Erlernter Beruf:
Politikwissenschaftler

Ausgeübter Beruf:
Wissenschaftlicher Refe-
rent für Klimapolitik

Georg 
Kössler

Alter:
37

Geboren in: 
Siegen

Familienstand:
Mit Frau und Kindern 
glücklich

Erlernter Beruf:
Politikwissenschaftler 

Ausgeübter Beruf:
Redakteur

Ruben
Lehnert



1) Die Unterbringung und 
Integration von Flüchtlin-
gen, die Bekämpfung des 
Mietwuchers durch Neu-
bau bezahlbarer Woh-
nungen und gute Bildung 
für alle unsere Kinder ha-

ben für mich Priorität.
2) Ich stehe zum Volks-

entscheid: Keine Bebau-
ung. Das Feld gehört 
allen Berlinerinnen und 
Berlinern, sie sollen auch 
zukünftig über seine Ent-
wicklung entscheiden.
3) Das effektivste Instru-

ment gegen Mietwucher 
und Verdrängung ist der 
Neubau bezahlbarer Woh-
nungen: Berlin fördert 
diesen mit 900 Millionen 
Euro und baut 60.000 
landeseigene Wohnungen. 
Neben Milieuschutz stär-
ken Mietpreisbremse, 
Zweckentfremdungs- und 
Umwandlungsverbot den 
Schutz von uns Miete-
rinnen und Mietern. Zu-

dem hat die SPD Mieten 
in Sozialwohnungen ge-
deckelt und einen Miet-
zuschuss eingeführt.
6) Start-Ups und Touris-

mus boomen, die Kultur- 
und Kreativwirtschaft ist 
ein wichtiger Standort-
faktor für Neukölln. Wir 
müssen diesen Trend noch 
stärker mit Fördermitteln 
und Beratung unterstüt-
zen und auch alles für 
die Ansiedlung weiterer 
Arbeitsplätze in unseren 
Neuköllner Industriege-
bieten tun. Ich setze mich 
außerdem seit 2012 dafür 
ein, dass Spätis sonntags 
öffnen dürfen. Sie gehö-
ren zu unserer Kiezkultur.
8) Berlin und Neukölln 

müssen viel fahrrad-
freundlicher werden. Son-
nenallee, Hermann- und 
Karl-Marx-Straße sind 
schlecht ausgebaut. Wir 
brauchen ein Bündnis 
für die Fahrradtstadt, wie 
in Hamburg: Mehr Platz 
für Fahrräder auf den 
Straßen, mehr Radstra-
ßen, sichere Kreuzungen, 
mehr Radstationen an 
Bahnhöfen, Ausbau des 
Leihsystems, mehr Tem-
po 30 auf Hauptstraßen 
und noch mehr Geld für 
die Infrastruktur.
9) Mein Herzensthema 

ist gute Bildung für alle 
Kinder. Ich habe unter 
anderem dafür gekämpft, 
dass wir 20.000 neue Ki-

taplätze geschaffen, die 
Qualität der Kitas, das 
Angebot der Ganztags-
schulen und die Hortbe-
treuung verbessert haben 
und die Krippengebühren 
abschaffen. Durch meinen 
Einsatz erhalten 44 Neu-
köllner Schulen durch das 
Brennpunktschulen-Pro-
gramm mehr Geld. Wir 
haben auch auf meine 
Initiative die Sozialarbeit 
an Neuköllner Schulen 
ausgebaut, drei Familien-
zentren in Nord-Neukölln 
eingerichtet, fördern loka-
le Bildungsverbünde, in-
vestieren mehr Geld in die 
Sanierung von Kitas und 
Schulen und unterstützen 
die Stadtteilmütter.
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Joschka Langenbrinck - SPD

Thomas de Vachroi - CDU 

1) Meine Themen sind 
ein klares Bekenntnis zur 
Hilfe für Kriegsflüchtlinge 

und Asylberechtigte und 
gegen rechtspopulistische 
Fremdenfeindlichkeit, 
ein umfassendes Maß-
nahmenpaket für eine 
deutliche Verbesserung 
von öffentlichen Struk-
turen und eine schnellere 
Umsetzung des sozialen 
Wohnungsbaus in unserer 
Stadt. Weiterhin eine 
Stärkung der öffentlichen 
Sicherheit.
3) Berlin wächst. Wo 

sollen neue bezahlbare 
Wohnungen, die von uns 
beschworene Daseins-
vorsorge – Kitas, Frei-
zeitheime, Schulen, Ge-
sundheitsdienst, betreutes 
Wohnen und Pflegeheime 
– ihren Platz finden? Es 

müssen die ständige An-
passung des Wohngeldes 
und Interessensausgleichs 
zwischen Vermietern und 
Mietern vorangetrieben 
werden. Nur im offenen 
Dialog, auch über das 
eigene Umfeld ohne die 
reflexhafte Ablehnung, 
die immer wieder – auch 
beim Tempelhofer Feld 
– zu beobachten ist, lässt 
sich etwas erreichen.
5) Die AfD setzt auf 

das dumpfe Wir-Gefühl: 
»Wir sind das Volk.« Das 
»Volk« gegen alles Uner-
wünschte: Homosexuelle, 
Ausländer, Muslime, In-
klusion und Mindestlohn. 
Gegen diese Inkompetenz 
hilft nur klare Kante, das 

heißt die öffentliche Aus-
einandersetzung suchen, 
nicht wegsehen. Wer die 
Laufzeit von Atomkraft-
werken verlängern will, 
sich gegen die Quoten-
regelung ausspricht und 
für die Wiedereinführung 
von Grenzkontrollen plä-
diert, sollte in Berlin kei-
ne Chance erhalten.
7) Den Bezirken werden 

2016 und 2017 aktuell 
437 neue Stellen zuge-
standen. Das wird nicht 
reichen. Wir brauchen 
eine Personalplanung, die 
dem Bedarf entspricht, 
höhere Ausbildungsquo-
ten und Chancen für Aus-
zubildende mit schwachen 
Schulabschlüssen. Stellen 

sind schneller zu besetzen 
– neun Monate sind zu 
lang! Technik und Abläufe 
müssen optimiert werden. 
Ich wünsche mir zudem 
eine engere Zusammenar-
beit der Bezirke.
8) Fahrradfahren in Neu-

kölln? Berlin investiert 5 
Euro pro Einwohner und 
Jahr für die Radverkehrs-
förderung. In Neukölln 
scheint dies nicht anzu-
kommen. Ich möchte, 
dass Radwege ausgebaut 
und gepflegt werden, in 
der Nähe von Haltestellen 
diebstahlsichere Unter-
stellmöglichkeiten ent-
stehen. Warum nicht die 
Errichtung eines Fahrrad-
parkhauses prüfen?

Alter:
30

Geboren in: 
Willich

Familienstand:
ledig

Erlernter Beruf:
Politikwissenschaftler

Ausgeübter Beruf:
Wissenschaftlicher Mit-
arbeiter im Bundestag

Joschka 
Langenbrinck

Alter:
46

Geboren in: 
Meerane

Familienstand:
ledig

Erlernter Beruf:
Kaufmann im Gesund-
heitswesen, Heimleiter 
Politikwissenschaftler 

Ausgeübter Beruf:
Projektleiter für Fundrai-
sing und Sponsoring Dia-
koniewerk Simeon, Leiter 
Diakonie Haus Britz

Thomas 
de Vachroi

Foto: Carolin Brühl  
Morgenpost
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1) Demokratie, Stadt-
entwicklung und gesell-
schaftliche Teilhabe.
2) Eins steht fest, die 

Integrationsleistung 
für den Bezirk und die 
Lebensqualität, die das 
Feld uns allen ermög-
licht, wird durch das 
bauen einiger tausend 
Wohnung keinesfalls 
kompensiert. Eine pro-
jektorientierte Nutzung 

von Teilflächen könnte 
einen wichtigen Bei-
trag zur Integration 
und Förderung der Zi-
vilgesellschaft leisten. 
Die Politik soll den 
Volksentscheid endlich 
respektieren, die Fläche 
als Gemeingut erhalten 
und diejenigen unter-
stützen, die das Feld 
als Ort der Völkerver-
ständigung kultivieren 
wollen. Das Feld ist ein 
Labor für Demokratie 
und Selbstverwaltung, 
als solches soll es auch 
in Zukunft weiterent-
wickelt werden. 
3) Das Grundproblem 

sozialer Verdrängung 
ist, dass der Zugang zu 
Wohnlagen zunehmend 
vom Einkommen oder 
allgemein vom Geld 
abhängig gemacht wird. 
Wenn der Zugang zum 

Lebensraum nur noch 
davon abhängt wie viel 
man zahlen kann, dann 
haben diejenigen die 
Wahl, welche die Preise 
bedienen können und 
diejenigen keine, die 
das nicht können. Um 
diese Entwicklung zu 
beenden, muss die Stadt 
ihre Eigentumsbestände 
vergrößern oder die-
jenigen unterstützen, 
die mit dem Kauf von 
Eigentum keine Pro-
fitabsichten verfolgen. 
So lässt sich städtischer 
Lebensraum von der 
Preisspirale abkoppeln 
und die Bewohner vor 
Verdrängung schützen. 
Konkret heißt das, dass 
die Bezirke von ihrem 
bezirklichen Vorkaufs-
recht Gebrauch ma-
chen, bei der Vergabe 
von Bauland Genossen-

schaften und Syndikate 
bevorzugt werden, sowie 
der Verkauf öffentlichen 
Eigentums gestoppt 
und durch Erbbaurecht 
ersetzt wird. Zudem 
sollte der Mietspiegel 
anders berechnet wer-
den, damit geltende 
gesetzliche Regelungen 
besser greifen. 
4) Ein bedingungsloses 

Grundeinkommen zur 
existenziellen Sicherung 
gepaart mit partizipa-
tiven Budgets würde 
Jung und Alt ermög-
lichen, ohne privates 
Vermögen und jenseits 
der Erwerbsarbeit, sinn-
stiftende Tätigkeiten zu 
verfolgen.
5) Aufklären und Al-

ternativen bieten. Angst 
und soziale Ungleich-
heit sind die Triebfedern 
der AfD. Ein Grundein-

kommen würde es der 
AfD schwer machen, 
ökonomische Ängste 
zu wecken und zugleich 
soziale Ungleichheit ab-
bauen.

Alter:
32

Geboren in: 
Paris

Familienstand:
ledig

Erlernter Beruf:
Student

Ausgeübter Beruf:
Student und Geschäfts-
führer

Victor Edouard Aouizerat - Piraten Wahlkreis 3

Die erste Aufgabe des 
Abgeordnetenhauses 
nach seiner Konstitu-
ierung ist die Wahl des 
Regierenden Bürger-
meisters, der seinerseits 
die Senatoren ernennt 
und deren Geschäftsbe-
reiche festlegt. 
Er gibt die 
Richtlinien der 
Regierungspo-
litik vor, die er 
dem Abgeord-
netenhaus zur 
Beratung und 
Zustimmung 
vorlegen muss.
Ebenfalls vom 

Abgeordneten-
haus gewählt 
werden unter 
anderem die 
Mitglieder des 
Verfassungsge-
richtshofes, die 
Präsidenten der 
oberen Landes-
gerichte, der 
Präsident des 
R e c h n u n g s -
hofes und der 
Berliner Da-
tenschutzbeauftrage.
Zentrale Aufgabe des 

Parlaments ist die Lan-
desgesetzgebung. Ge-
setzentwürfe können 
vom Senat, den Frakti-
onen des Abgeordneten-

hauses oder von minde-
stens zehn Mitgliedern 
des Abgeordnetenhauses 
eingebracht werden. An-
schließend werden sie 
von den Fachausschüs-
sen beraten und vom 
Plenum verabschiedet, 

sofern sich eine Mehr-
heit dafür findet.
Besonders bedeutsam 

ist das Haushaltsgesetz, 
in dem festgeschrieben 
ist, für welche Zwecke 
und in welchem Um-

fang die Steuergelder 
verwendet werden
Aufgabe des Parla-

ments ist es außerdem, 
die Regierung zu kon-
trollieren, eigene po-
litische Initiativen auf 
den Weg zu bringen 

und die Verwaltung 
um Stellungnahmen zu 
bitten. Laut Verfassung 
stehen den Abgeordne-
ten hierbei verschiedene 
Mittel zur Verfügung 
wie große und kleine 

Anfragen an die Senats-
mitglieder. Um schwere 
Missstände aufzuklären, 
können Untersuchungs-
ausschüsse eingerichtet 
werden. 
Der Senat ist verpflich-

tet, das Parlament über 

»Vorhaben von grund-
sätzlicher Bedeutung« 
frühzeitig und vollstän-
dig zu informieren, zum 
Beispiel über den Inhalt 
von Staatsverträgen, 
Bundesratsinitiativen 

und Richtlinien der Eu-
ropäischen Union.
Die Abgeordneten sind 

laut Grundgesetz »Ver-
treter des ganzen Volkes, 
an Aufträge und Wei-
sungen nicht gebunden 
und nur ihrem Gewis-

sen unterworfen«. 
Das bedeutet, sie 
sind nicht dafür ge-
wählt, bestimmte 
Aufträge ihrer Par-
tei oder einzelner 
Wähler- oder Inte-
ressengruppen zu 
erfüllen. 
Das Berliner Ab-

geordnetenhaus 
ist ein so genann-
tes »Teilzeitparla-
ment«. Viele der 
A b g e o r d n e t e n 
üben neben ihrer 
Arbeit im Parla-
ment auch noch 
ihren Beruf aus. 
Da ihnen jedoch 
weniger Arbeits-
zeit bleibt, erhalten 
die Abgeordneten 
für ihre Arbeit im 
Parlament eine 

laut Grundgesetz »an-
gemessene, ihre Unab-
hängigkeit sichernde 
Entschädigung«, die so 
genannten »Diäten«.
� HvH

Aufgaben des Abgeordnetenhauses
Der Gesetzgeber und die Kontrollinstanz über der Verwaltung 

Hier kommen die Abgeordneten dem Wählerauftrag nach.� Foto: pm

Steckbrief
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                                                          Dienstaufsicht

       über

                                                                  Bezirksaufsicht über Bezirksverwaltung

Abgeordnetenhaus
(Legislative)

Wählt                                             bestätigt

Senat
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Regierender Bürgermeister
Ernennt                 

        

Senatoren
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                             Volk wählt               
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Bezirksverwaltung
Bestimmt Grundlagen der Verwaltungspolitik

Beschließt den Haushalt

         
        Dienstaufsicht über

   

BVV - Organ der Bezirksverwaltung
wählt

Bezirksbürgermeister 4 Stadträte



1) Für mich hat Prio-
rität, dass wir unsere 
weltoffene, tolerante 
Gesellschaft entschlos-
sen gegen Angriffe von 
rechts verteidigen! Es ist 

außerdem höchste Zeit, 
Chancengleichheit für 
alle zu schaffen: durch 
mehr Bildungsgerech-
tigkeit, die Gleichstel-
lung aller Geschlechter, 
einen fairen Wohnungs-
markt und menschen-
würdige Flüchtlingspo-
litik.
3) Dass Neukölln at-

traktiv für Menschen 
unte r sch ied l i chs te r 
Hintergründe ist, ist 
keine schlechte Nach-
richt. Doch darf nie-
mand verdrängt wer-
den! Daher streiten 
wir für bezahlbares 
Wohnen, für echten 
Milieuschutz und die 

Umsetzung des Verbots 
von Ferienwohnungen. 
Zudem möchten wir 
ein Vorkaufsrecht des 
Bezirks auf Mietshäuser 
und Immobilienspeku-
lation eindämmen. Wir 
brauchen auch neuen 
bezahlbaren Wohnraum 
durch Nachverdich-
tung.
4) Wir müssen die 

Bedürfnisse von 
Senior*innen stärker 
in den Fokus rücken. 
Dazu gehört eine Alten-
hilfeplanung im Bezirks
amt, die bei Fragen des 
barrierefreien Wohnens, 
der Freizeit, der Pflege 
bis hin zu Fragen einge-

wanderter Senior*innen 
unterstützt. Altersarmut 
muss auch auf Bundese-
bene bekämpft werden, 
durch eine Garantie-
rente und einen fairen 
Arbeitsmarkt, besonders 
für Frauen. 
5) Wir müssen die 

Abkehr von der Busch-
kowsky-Politik fort-
führen: Seit 2014 
hat Neukölln endlich 
eine Registerstelle, die 
rechtsextreme, rassi-
stische und antisemi-
tische Vorfälle veröf-
fentlicht. Dank unseres 
Grünen Sozialstadtrats 
gibt es einen Beauftrag-
ten gegen Rechtsextre-

mismus. Auch gegen 
Rechtspopulismus und 
Stammti schparo l en 
müssen wir klare Kante 
zeigen! 
8) Wir wollen mehr 

Geld in die Hand neh-
men, damit Radfahren 
von Britz bis zum Her-
mannplatz gefahrlos 
möglich wird: mit mehr 
Fahrradstraßen, Streifen 
und Teilasphaltierungen 
auf Kopfsteinpflastern. 
Zudem brauchen wir 
mehr Abstellmöglich-
keiten besonders an U-
Bahnhöfen und bessere 
Beschilderung.

Seite 10 Politiker zur Wahl August/September 2016

Sibylle Steffan - Bündnis 90 / Die Grünen

1) Für mich hat die 
Frage vernünftiger, gut 
bezahlter Arbeitsplätze 
und bezahlbarer Mieten 
Priorität.

3) In Neukölln und 
anderen Berliner Stadt-
bezirken hat in den letz-
ten Jahren ein starker 
Verdrängungsprozess 
stattgefunden. Viele 
Menschen, die hier 
schon lange lebten, sind 
gezwungen worden, un-
freiwillig aus Neukölln 
wegzuziehen, da sie sich 
die Wohnungsmieten 
nicht mehr leisten kön-
nen. In Neukölln ist der 
Anteil von Menschen 
in prekären Arbeitsver-
hältnissen (Leiharbeit 
etc.) sehr hoch, ebenso 
die Zahl von Alg 1- und 
Alg 2-Empfängern. Als 
Gewerkschafter treibt 

mich das natürlich mit 
am meisten um. Neben 
dem Instrument des 
Milieuschutzes kann 
nur die Schaffung neu-
en bezahlbaren Wohn-
raumes die Situation 
der Mieter in Neukölln 
verbessern. Ich denke 
da beispielsweise an die 
Buckower Felder, ein 
geplantes Projekt ganz 
im Süden Neuköllns. 
Es dürfen jedoch  an-
dere Aspekte wie der 
Erhalt von Freiflächen 
zur Naherholung der 
Bevölkerung nicht ver-
nachlässigt werden.
4) Die Rente mit 67 

missachtet die Bedürf-

nisse eines Großteils 
der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer. In 
vielen Berufen lässt sich 
ein so später Rentenein-
tritt gar nicht verwirk-
lichen. Wir müssen zur 
abschlagsfreien Rente 
ab 65 zurück!
6) Es gilt, gegen die 

AfD klare Kante zu zei-
gen gegen ihre Spitze 
und die Agitatoren. Die 
Menschen jedoch, die 
überlegen, diese Par-
tei zu wählen, müssen 
überzeugt werden, dass 
die rechtspopulistische 
Stimmungsmache der 
AfD in die falsche Rich-
tung führt. Viele AfD-

Sympathisanten wären 
die ersten Opfer der 
politischen Agenda die-
ser Partei. Die AfD hat 
Arbeitnehmern, egal ob 
beschäftigt oder nicht, 
nichts zu bieten.
5) Gegen braune Ge-

walt kann nur eine 
Politik wirken, die das 
Miteinander fördert 
und das Gegeneinander 
überwinden hilft.  Ich 
sympathisiere mit allen 
Bürgerbewegungen, die 
sich dem rechten Mob 
entgegenstellen wie 
beispielsweise. mit der 
Initiative »Hufeisern ge-
gen Rechts« in meinem 
Wahlkreis.

Jörg Lelickens - DIE LINKE 

1.) Welche Themen ha-
ben für Sie im Moment 
absolute Priorität?
2.) Wie stehen Sie zur 

Verlängerung der U7 bis 
zum BER?
3.) Welchen Hand-

lungsspielraum sehen 
Sie, um Verdrängung 
von Altmietern zu ver-
hindern oder wünschen 
Sie sich den Austausch 
der Bevölkerung? Wie 
wollen Sie Altmieter 
schützen jenseits des 

Instruments Milieu-
schutz?
4.) Der Rentenein-

gangssatz sinkt von Jahr 
zu Jahr. Gleichzeitig 
werden die Alten immer 
fitter bei gleichzeitig 
zunehmender Altersar-
mut. Was machen Sie 
für diese immer größer 
werdende Gruppe der 
fitten Alten?
5.) Was tun Sie in Ihrem 

Wahlkreis zur Bekämp-
fung brauner Gewalt?

6.) Wie wollen Sie die 
AfD verhindern?
7.) Wie soll in Ihren 

Augen die Berliner 
Wirtschaft gestärkt wer-
den, so dass auch die 
Neuköllner etwas davon 
haben?
8.) Welche Maßnah-

men werden Sie ergrei-
fen, um das Fahrrad-
fahren in Neukölln zu 
fördern?

Wahlkreis 4 
Die Kandidaten sollten fünf der acht Fragen beantworten 

Alter:
29

Geboren in: 
Siegen

Familienstand:
ledig

Erlernter Beruf:
Europawissenschaftlerin 

Ausgeübter Beruf:
Wissenschaftliche Mit-
arbeiterin

Sibylle 
Steffan

Alter:
49

Geboren in: 
Stolberg

Familienstand:
ledig

Erlernter Beruf:
Maler uned Lackierer

Ausgeübter Beruf:
Maler uned Lackierer

Jörg
Lelickens



1) Ausbildung: Nur 
noch jeder sechste Be-
trieb in Berlin bildet aus. 
Es fehlen Ausbildungs-
plätze und Fachkräfte. 
Alle Jugendlichen sollen 

die Möglichkeit bekom-
men, eine qualitativ gute 
und faire Ausbildung zu 
absolvieren. Dazu zählt 
auch die Aufwertung der 
dualen Ausbildung.
Soziale und innere Si-

cherheit zu gewährlei-
sten, sehe ich als eine 
weitere zentrale Aufga-
be. Die Sicherheit muss 
dort, wo Menschen 
wohnen, arbeiten, sich 
treffen und zusammen-
leben, garantiert werden. 
Wir müssen der sozialen 
Spaltung der Gesell-
schaft entgegentreten.
Bekämpfung von Ver-

drängung und Bezahl-

barkeit der Wohnungen 
ist für mich eine Frage 
der Gerechtigkeit. Der 
Neubau von 400.000 
landeseigenen Woh-
nungen bis 2026, 
Einführung der Miet-
preisbremse, Zweckent-
fremdungs- und Um-
wandlungsverbot und 
der Milieuschutz stärken 
die Rechte und Inte-
ressen der Mieterinnen 
und Mieter.
2) Ich setze mich für 

eine Verlängerung der 
U7 zum neuen Flugha-
fen BER ein, damit das 
zu  erwartende Flug-
gastaufkommen besser 

bewältigt werden kann 
und die Straßen nicht 
noch mehr belastet wer-
den. 
4) Alte Menschen müs-

sen sicher sein können, 
von einer solidarischen 
Gesellschaft aufgefan-
gen zu werden. Die 
Rente muss zum Leben 
reichen. Ich möchte 
nicht, dass ältere Men-
schen ihren Kiez ver-
lassen müssen, weil sie 
sich ihre Miete nicht 
mehr leisten können. 
Freiwilliges Engagement 
von »fitten Alten« muss 
gestärkt und gefördert 
werden, etwa in der 

Hausaufgabenhilfe oder 
der Unterstützung von 
Geflüchteten.
6) Mit Argumenten! 

Populismus hat der 
Welt nie etwas Gutes 
gebracht!
7) Die Berliner Industrie  

– im Zusammenspiel 
mit der Kreativ- und 
Gründerszene – muss 
sich in einer Stadt der 
Vielfalt wiederfinden. 
Wir müssen ihnen bes
te Bedingungen bieten, 
aber auch klar machen, 
dass wir uns gut bezahlte 
und sichere Arbeitsplät-
ze wünschen. 
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Derya Çağlar – SPD  

Christopher Förster - CDU 

1) Die Menschen müs-
sen wieder Vertrauen 
in den Staat haben 
und sich sicher füh-

len können. In erster 
Linie bedeutet das 
mehr Personal bei Po-
lizei und Verwaltung, 
ein handlungsfähiges 
Ordnungsamt und ver-
nünftige Schulen und 
Kitas für unsere Kin-
der. Die CDU hat in 
den letzten Jahren für 
eine Trendumkehr im 
öffentlichen Dienst ge-
sorgt. Aber mir reicht 
das noch nicht. Schu-
len sind in den letzten 
Jahren immer weiter 
verfallen, die Bezirks-
bürgermeisterin würde 
das Ordnungsamt am 
liebsten abschaffen und 
die Bürger alles selbst 

machen lassen. Oder 
aber die Spätibesitzer 
werden gegängelt. Das 
ist nicht mein Ver-
ständnis von Politik. 
Ich möchte, dass sich 
die Neuköllner auf den 
Staat verlassen können 
und die wirklichen 
Probleme angepackt 
werden.
2) Die Verlängerung 

nach Schönefeld ist 
seit Jahren überfällig. 
Meine Partei setzt sich 
dafür seit Jahrzehnten 
ein, wurde bisher vom 
Widerstand aus Bran-
denburg und von Tei-
len der Berliner SPD 
gebremst. 

3) Wohnungsneubau 
ist der geeignete Schlüs-
sel, um steigende Mie-
ten zu verhindern und 
Altmieter nicht aus ih-
ren Kiezen zu verdrän-
gen. Der Milieuschutz 
ist ein Placebo – nicht 
umsonst wird er anders-
wo wieder abgeschafft. 
Neukölln hinkt der 
Entwicklung in dieser 
Frage um Jahre hinter-
her.
6) Die AfD ist eine 

Protestpartei ohne jeg-
liches Konzept. Die de-
mokratischen Parteien 
müssen allen Wählern 
klar machen, dass jede 
Stimme für die AfD 

unserer Stadt schadet. 
Für mich ist es wichtig, 
den Menschen zuzuhö-
ren und ihnen eine ehr-
liche und transparente 
Politik anzubieten.
7) Um Jungunter-

nehmern frühzeitig Un-
terstützung zu geben, 
fordert die CDU einen 
Kreativbeauftragten im 
Bezirk. Ladenöffnungs-
zeiten müssen flexibler 
an die Wünsche von 
Kunden angepasst wer-
den dürfen. Ich will 
daher eine geeignete 
Regelung für inhaber-
geführte Spätis finden.

Alter:
33

Geboren in: 
Berlin

Familienstand:
verheiratet

Erlernter Beruf:
Diplom-Volkswirtin

Ausgeübter Beruf:
Projektmanagerin

Derya 
Çağlar

Alter:
30

Geboren in: 
Berlin

Familienstand:
ledig

Erlernter Beruf:
Bürokaufmann

Ausgeübter Beruf:
Büroleiter der Bun-
destagsabgeordneten 
Christina Schwarzer

Christopher
Förster



1) Wir müssen schnell 
das Verwaltungschaos 
in der Stadt beseiti-
gen. Flüchtlinge müs-
sen menschenwürdig 
untergebracht werden, 
Schulen und andere 
öffentliche Gebäude zü-
gig saniert und Arbeits-
plätze im öffentlichen 

Dienst geschaffen sowie 
in der Privatwirtschaft 
gefördert werden, da-
mit die Ursache vieler 
Probleme Berlins, die 
Armut von Kindern, 
Jugendlichen und Er-
wachsenen, gelindert 
werden kann.
2) Die Stadt wächst 

und braucht aus diesem 
Grund auch zusätzliche 
Wohnungen. Deshalb 
haben wir Grüne uns 
der Bebauung der Buc-
kower Felder nicht ver-
schlossen, sondern wir 
setzten uns dafür ein, 
dass hier Wohnungen 
mit bezahlbaren Mieten 
und der notwendigen 
Infrastruktur errich-
tet werden. Allerdings 

müssen die Betroffenen, 
hier also die Anwohner, 
beteiligt werden, was 
leider das Neuköllner 
Bezirksamt und der Se-
nat nicht taten, sondern 
der Senat zog das Bau-
vorhaben an sich, um 
ein Bürgerbegehren ge-
gen den Bau erfolgreich 
zu stoppen. Bürgerna-
he Politik sieht für uns 
Grüne anders aus!
5) Um die AfD wirk-

sam zu bekämpfen, 
müssen wir uns deut-
licher als bisher mit 
dieser und ihren Thesen 
auseinandersetzen. Es 
ist ein Gebot unserer 
Demokratie, Menschen 
in Not zu helfen, egal 
welche Staatsbürger-

schaft diese besitzen. 
Auch nehmen Geflüch-
tete keinem in der Stadt 
etwas weg und werden 
auch nicht bevorzugt 
behandelt oder besser 
finanziell ausgestattet, 
wie es Sympathisanten 
der AfD oft glauben. 
Nur mit zügigem Han-
deln, zum Beispiel bei 
der menschenwürdigen 
Unterbringung von 
Geflüchteten und der 
deutlichen Auseinan-
dersetzung mit den Pa-
rolen der Rechten kann 
es gelingen, diese aus 
den Parlamenten he-
rauszuhalten.
7) Es ist falsch, mehr 

Verantwortung von den 
Bezirken auf die Senats

ebene zu verschieben 
und die Bezirksverwal-
tungen weiter finanziell 
und personell auszu-
trocknen. Nicht nur für 
den Flughafen soll Geld 
in die Hand genom-
men werden, sondern 
auch für eine bürgerna-
he Verwaltung, die gut 
ausgestattet ist. 
8) Wir brauchen in 

Neukölln eine fahrrad-
freundliche Infrastruk-
tur, die sicheres Fahren 
ermöglicht. Leider feh-
len auf vielen Straßen 
Fahrradstreifen, und 
auch Radwege sind oft 
zu schmal und in einem 
beklagenswerten Zu-
stand. Hier brauchen 
wir Geld.
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Wolfgang Ewert - Bündnis 90 / Die Grünen

1) Ein wichtiges Thema 
in Berlin ist die Frage 
von bezahlbarem Wohn-
raum. Daher ist das 
Thema sozialer Woh-
nungsbau ein sehr wich-
tiges. Darüber hinaus 
müssen die Menschen 

vernünftig entlohnt 
werden, daher sind wir 
auch als Linke für eine 
Erhöhung des Mindest-
lohnes. Darüber hinaus 
müssen Bürgerbeteili-
gungen geschützt und 
gefördert werden.
2) Ich bin gegen eine 

Bebauung der Buckower 
Felder, da sie ein wich-
tiges Naherholungsge-
biet für die Menschen 
vor Ort sind und sie sich 
in einem Bürgerbegeh-
ren erfolgreich dagegen 
ausgesprochen haben. 
Die Entscheidung ge-
hört auf die bezirkliche 
Ebene und nicht in den 
Senat!

4) Der Renteneingangs
satz darf nicht weiter 
sinken. Wir als Linke 
fordern daher, dass er 
wieder auf 53 Prozent 
angehoben wird. Zu-
dem sind wir für eine 
solidarische Mindest
rente. Das Geld ist da, 
es muss nur gerecht 
verteilt werden. Ein ge-
rechterer  Mindestlohn 
würde auch endlich eine 
Rente garantieren kön-
nen, von der man im 
Alter nach jahrzehnte-
langer Arbeit noch wür-
dig leben kann.
5) Die AfD kann man 

nicht verhindern, wenn 
man ihre Positionen 

übernimmt. Ich setze 
mich mit meiner Partei 
zusammen für die Men-
schen in prekären Ver-
hältnissen ein. Die AfD 
ist eine rassistische, neo-
liberale Partei, und dies 
kann nicht die Antwort 
auf die soziale Schiefla-
ge in Deutschland sein, 
welche nicht durch die 
Geflüchteten entstan-
den ist, sondern durch 
eine unsoziale Politik.
8) Fahrradfahren sollte 

angesichts der dring-
lichen Umweltsituati-
on endlich stärker ge-
fördert werden als der 
Autoverkehr. Das heißt 
sichere Radwege über-

all! Wichtig ist eine Be-
bauung mit Plan. Bei 
jeder Straßensanierung 
sollten Fahrradwege mit 
geplant werden. Da-
rüber hinaus benötigt 
man mehr Fahrradstell-
plätze in Neukölln an 
relevanten Orten, wie 
zum Beispiel an Hal-
testellen und S-Bahn-
stationen. Wir müssen 
etwas in den Köpfen der 
Menschen verändern. 
Fahrradfahrer auf der 
Straße sind keine Stö-
renfriede, sondern um-
weltbewusste, sportliche 
und derzeit mutige Ver-
kehrsteilnehmer.

Hannah Rübig - DIE LINKE 

1) Welche Themen ha-
ben für Sie im Moment 
absolute Priorität?
2) Wie stehen Sie zur 

Bebauung der Buckower 
Felder?
3) Welchen Handlungs-

spielraum sehen Sie, um 
Verdrängung von Alt-
mietern zu verhindern 
oder wünschen Sie sich 
den Austausch der Be-
völkerung? Wie wollen 
Sie Altmieter jenseits des 
Instruments »Milieu-
schutz« schützen?
4) Der Renteneingangs-

satz sinkt von Jahr zu 
Jahr. Gleichzeitig wer-
den die Alten immer 
fitter bei gleichzeitig 
zunehmender Altersar-
mut. Was machen Sie 
für diese immer größer 
werdende Gruppe der 
fitten Alten?
5) Wie wollen Sie die 

AfD verhindern?
6) Wie soll in Ihren Au-

gen die Berliner Wirt-
schaft gestärkt werden, 
so dass auch die Neu-
köllner etwas davon ha-
ben?

7) Die Bezirke haben 
im vergangenen Jahr 
mehr Personal für die 
Verwaltung gefordert. Es 
wurde ihnen jedoch nur 
ein Bruchteil dessen ge-
nehmigt. Was sind Ihre 
Lösungsansätze für die 
Überlastung der bezirk-
lichen Verwaltungen?
8) Welche Maßnahmen 

werden Sie ergreifen, 
um das Fahrradfahren in 
Neukölln zu fördern?
9) Was haben Sie im 

Abgeordnetenhaus bisher 
erreicht?

Wahlkreis 5 
Die Kandidaten sollten fünf der acht Fragen beantworten. Mitglie-

dern des Abgeordetenhauses wurde zuätzlich die Frage 9 gestellt Alter:
56

Geboren in: 
Berlin-Neukölln

Familienstand:
verheiratet, ein Kind 
(10 Jahre)

Erlernter Beruf:
Lehrer

Ausgeübter Beruf:
Gymnasiallehrer

Wolfgang  
Ewert

Alter:
25

Geboren in: 
Köln

Familienstand:
ledig

Erlernter Beruf:
Volkswirtin

Ausgeübter Beruf:
Tänzerausbildung

Hannah  
Rübig



1) Sicherheit gewährlei-
sten um Freiheit zu er-
möglichen – das ist ein 
Grundbedürfnis, für das 
jeden Tag aufs Neue poli-
tisch die Weichen gestellt 
werden müssen. Präventi-
onsarbeit  ist dabei mein 
besonderes Anliegen. 
Die Wohnungspolitik 

bleibt von hoher Priori-

tät. Wohnen ist keine Lu-
xusware. Wohnen ist ein 
Grundrecht. Jedem Men-
schen bezahlbaren Wohn-
raum zu ermöglichen, ist 
politische Pflicht. 
2) Berlin wächst und wir 

benötigen dringend zu-
sätzlichen, bezahlbaren! 
Wohnraum. Gebaut 
werden muss also – aber 
Bauvorhaben (BV) wie 
diese müssen »alle mit-
nehmen«. Die Bürger-
versammlung im März 
hat gezeigt, dies kann 
gelingen. Senatsbauver-
waltung, die Bauherren 
(Stadt und Land) und 
die BI sind in Kontakt 
und im Austausch und 
entwickeln dieses BV.
3) Anders als die For-

mulierung der »Frage« es 
vorgibt, habe ich nichts 
gegen Neu-Neuköllner, 
die in unseren Bezirk 
ziehen. Menschen, die 
sich für Neukölln als 
ihre neue Heimat ent-
scheiden, sehe ich als 
Auszeichnung und Beleg 
dafür, dass die SPD-ge-
führte Kommunalver-
waltung in den letzten 
15 Jahren offenbar vieles 
richtig gemacht hat.
Und dies ist kein Wider-

spruch dazu, den tatsäch-
lich »alteingesessenen« 
Neuköllnern weiterhin 
bezahlbare Wohnungen 
zu bieten. Genau des-
halb setzt sich die SPD 
für den städtischen An-
kauf und Neubau von 

Wohnungen ein.
5) Ich möchte Men-

schen von sozialdemo-
kratischer, bürgernaher 
Politik überzeugen. Wer 
seine Ansichten und Sor-
gen von demokratischen 
Parteien aufgenommen 
und seine Interessen gut 
vertreten sieht, hat kei-
nen Grund, seinem Pro-
test mit dem Wahlkreuz 
Luft zu machen.
7) Dass eine funktio-

nierende Verwaltung die 
Grundlage einer funk-
tionierenden Stadt ist, 
dieser Erkenntnisschritt 
ist vollzogen. Nun müs-
sen die Verwaltungen 
technisch und personell 
so ausgestattet werden, 
dass sie ihre Aufgaben 

auch erfüllen können. 
Und da dies nicht bin-
nen Wochen gelingen 
kann, darf Politik diese 
Aufgabe nicht nach dem 
Wahltag aus den Augen 
verlieren. Dafür werde 
ich mich einsetzen.
8) Gefördert werden 

muss ein Verkehrsplan, 
der Fußgänger, Radfah-
rer und Kraftfahrer nicht 
zu Gegnern macht. Mit 
den Fachexperten, auch 
von der Polizei, müssen 
wir den Verkehrsraum so 
gestalten, dass Gefahren 
minimiert werden und 
alle Verkehrsteilnehmer 
zur gegenseitigen Rück-
sichtnahme angehalten 
sind. Anders wird es 
nicht funktionieren.
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Anja Hertel - SPD

Dr. Robbin Juhnke - CDU 

1) Berlin boomt wirtschaft-
lich und ist eine wachsen-
de Stadt. Das ist gut so! 
Staatliche Daseinsvorsorge 
und Infrastruktur müssen 
aber mitwachsen. Vor dem 
Hintergrund der demogra-
phischen Entwicklungen 

im öffentlichen Dienst  ist 
das eine große Herausfor-
derung. Ganz wichtig sind 
Nachwuchsgewinnung, 
Wissenstransfer und na-
türlich eine anständige 
Bezahlung.
2) Ich werde mich wei-

terhin entschieden gegen 
eine Mammutbebauung 
einsetzen und genau auf 
die Einhaltung des Se-
natsbeschlusses von ma-
ximal 480 Wohnungen 
achten, den wir der SPD 
abgerungen haben, die 
sich dort auch problemlos 
1.000 Wohnungen vor-
stellen kann.
5) Populisten von Rechts 

und Links werden stark, 

wenn ihre Themen in den 
Medien und in der öffent-
lichen Debatte tabuisiert 
werden. Ich nenne zum 
Beispiel Integrationsver-
weigerung oder Parallelge-
sellschaften. Man muss die 
Debatte führen und darf 
sich dabei nicht in die Ta-
sche lügen. Politik ist aber 
kompliziert, und einfache 
Lösungen gibt es selten. 
Wer einfache Lösungen 
verspricht, hat entweder 
keine Ahnung oder ver-
schweigt die Hälfte.
6) Berlins Wirtschaft 

steht heute deutlich bes-
ser da, als vor fünf Jahren, 
aber nichts ist so gut, dass 
man es nicht verbessern 

könnte. In Neukölln gibt 
es noch zu viele Arbeitslose 
mit unzureichender Quali-
fikation. Hier müssen wir 
mit gezielten Maßnahmen 
ansetzen. Für Neukölln 
wünsche ich mir darüber 
hinaus einen Innovations- 
und Kreativbeauftragten, 
der Ansprechpartner für 
Firmen aus dieser Branche 
sein soll.
7) Zur Wahrheit gehört, 

dass das Abgeordneten-
haus den Bezirken für 
viele Aufgaben (zum Bei-
spiel den Bürgerämtern) 
in dieser Legislaturperio-
de eine dreistellige Zahl 
von Stellen bewilligt hat. 
Natürlich muss dieses bei 

steigender Bevölkerung 
auch beibehalten werden.
9) Als Innenpolitiker 

nenne ich als Beispiel die 
Personalwende bei Poli-
zei und Feuerwehr. Wur-
den unter Rot-Rot 1.800 
Vollzugsstellen bei der 
Polizei gestrichen, gibt 
es unter Senator Henkel 
bis 2017 gut 600 Stel-
len Zuwachs. Inklusive 
Objektschutz sind das 
sogar Tausend Stellen. 
Im Wahlprogramm hat-
ten wir 250 versprochen. 
Natürlich freut mich 
auch die Abschaffung des 
Straßenausbaubeitragsge-
setzes – gerade für uns am 
Stadtrand.

Alter: 
54

Geboren in: 
Berlin

Familienstand:
verheiratet

Erlernter Beruf:
Industriekauffrau, B. Sc. 
Betriebswirtin, Studium 
Strategisches Manage-
ment

Ausgeübter Beruf:
Angestellte

Anja 
Hertel

Alter:
49

Geboren in: 
Berlin

Familienstand:
ledig

Erlernter Beruf:
Industriekaufmann

Ausgeübter Beruf:
Diplom-Kaufmann

Dr. Robbin  
Juhnke



1) Ob marode Schulen, 
Straßen und Kranken-
häuser oder das Chaos in 
den Bürgerämtern – die 
meisten Probleme in un-
serer Stadt haben eins 
gemeinsam: Die Große 

Koalition und der rot-
rote Vorgängersenat ha-
ben Berlins Verwaltung 
und die Daseinsvorsorge 
in den Bezirken kaputt 
gespart. Investitionen 
in eine funktionierende 
Verwaltung und moderne 
Infrastruktur – das klingt 
nicht gerade nach einem 
Wahlkampfschlager, ist 
aber dringend notwendig.     
3) Wohnen ist keine 

Ware. Wer steigende Mie-
ten und Wohnungsnot 
bekämpfen will, muss 
deshalb der Spekulation 
mit Wohnraum end-
lich Einhalt gebieten. 
Wir wollen die Grund-
erwerbssteuer zu einer 

Anti-Spekulationssteuer 
umbauen und Luxussa-
nierung verhindern. Beim 
Neubau sorgen wir dafür, 
dass mehr Wohnungen 
für Menschen mit wenig 
Einkommen und Fami-
lien entstehen. Apropos 
Milieuschutz: Auch hier 
waren wir Grüne die Er-
sten, die sich dafür stark 
gemacht haben! 
5) Unsere Großprojekte 

sind die Kleinen. Gute 
Bildung fängt in der Kita 
an, aber ausgerechnet hier 
fehlen Plätze, Räume und 
Fachkräfte. Berlin hat 
den schlechtesten Betreu-
ungsschlüssel (also die 
wenigsten Erzieher*innen 

pro Kind) bundesweit. 
Hier setzen wir Grüne an: 
Für uns hat die Qualität 
in Kita und Hort Vor-
rang und das geht nur mit 
mehr Personal.
6) Wir Grüne sind der 

politische Gegenpol zur 
AfD. Rechtspopulisten 
bekämpft man nicht, in-
dem man ihnen hinterher 
läuft, sondern indem wir 
deutlich machen, wofür 
die AfD eigentlich steht: 
für eine zutiefst unge-
rechte Politik und ein völ-
lig antiquiertes Frauen- 
und Familienbild. Was 
die Wenigsten wissen: 
Die AfD ist gegen die 
Mietpreisbremse, aber für 

Atomkraft und Steuerpri-
vilegien für Reiche.      
8) Wer heute in der Stadt 

mit dem Fahrrad unter-
wegs ist, lebt gefährlich. 
Wir Grüne wollen mehr 
Platz und Sicherheit für 
den Fuß- und Radver-
kehr: mit breiten Fahrrad-
streifen auf allen Haupt-
verkehrsstraßen und 
neuen Schnellwegen, die 
Berlins Außenbezirke bes-
ser anbinden. Wir werden 
die Investitionen in den 
Radverkehr verdreifachen, 
denn von mehr Verkehrs-
sicherheit profitieren am 
Ende alle. Deshalb un-
terstütze ich den Volks-
entscheid Fahrrad.
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Daniel Wesener - Bündnis 90 / Die Grünen

1) Absolute Priorität 
hat aus meiner Sicht 
der Wiederstand gegen 
Rechtsgesinnte, die 
vor allem von der sozi-
alen Situation und den 
Ängsten der Menschen 
versuchen zu profitie-
ren. Dementsprechend 
ist eine der wichtigsten 
Aufgaben der Linken in 

Neukölln gegen die so-
zialen Missstände ent-
schlossen vorzugehen. 
Dies ist unter anderem 
durch mehr öffentliche 
Investitionen wie bei-
spielsweise im sozialen 
Wohnungsbau und in 
die Schulsanierung aber 
auch durch mehr Perso-
nal in Krankenhäusern 
und Bürgerämtern um-
zusetzen. 
3) Mieterhöhungen bei 

bestehenden Mietver-
hältnissen sollen stärker 
begrenzt werden als bis-
her möglich. Bei Aus-
laufen der Förderung 
im sozialen Wohnungs-
bau ist gesetzlich zu re-
geln, dass die Miete nur 
bis zu einem Betrag er-
höht werden kann, der 
unterhalb der gesetz-

lichen Vergleichsmiete 
liegt. Die Möglichkeit, 
die Kosten der Mo-
dernisierung auf Mie-
terInnen abzuwälzen, 
soll aus dem deutschen 
Mietrecht gestrichen 
werden. Zum Schutz 
der Mieterrechte sind 
kostenfreie Mieterbera-
tungen anzubieten. 
4) Wir fordern ein 

würdiges Leben für alle 
RentnerInnen nach 
jahrzehntelanger Ar-
beit. Daher muss der 
Renteneingangssatz auf 
53 Prozent erhöht wer-
den. Eine solidarische 
Mindestrente sowie ein 
gerechter Mindestlohn, 
um eine überlebensfä-
hige Rente zu garan-
tieren ist die Grund-
voraussetzung für ein 

sorgenfreies Leben im 
Rentenalter, was wir 
unseren (Groß-)Müt-
tern und (Groß-)Vätern 
schuldig sind!
5) DIE LINKE Neu-

kölln fordert eine 
kostenlose Ganztags-
betreuung, die allen 
Eltern ab Geburt des 
Kindes wohnortnah 
zur Verfügung steht. In 
einem Stadtteil, in dem 
mehr als die Hälfte aller 
SchülerInnen Armut als 
tägliche Begleitung er-
leben, müssen sich die 
Schulen auch der sozi-
alen Betreuung der Kin-
der und Jugendlichen 
annehmen. Deshalb ist 
für DIE LINKE Neu-
kölln der Ausbau aller 
Schulen zu gebundenen 
Ganztagsschulen mit 

kostenloser Essensver-
sorgung ein wichtiges 
bildungs- und sozialpo-
litisches Ziel.
8) Wir fordern den 

Umbau der Karl-Marx-
Straße, Hermannstra-
ße und Sonnenallee. 
Hier benötigen wir 
durchgängige Radfahr-
streifen, um die Neu-
köllner Nord-Süd Ver-
bindung auch auf dem 
Fahrrad problemlos zu 
ermöglichen. Unfall-
schwerpunkte müssen 
beseitigt werden. Die 
Einrichtung von Fahr-
radschnellwegen auf 
ehemaligen Gleisen 
und entlang Kanälen 
soll geprüft werden. An 
S- und U-Bahnhöfen 
sind ausreichend Ab-
stellplätze einzurichten.

Ferat Kocak - DIE LINKE 

1. Welche Themen ha-
ben für Sie im Moment 
absolute Priorität?
2. Wie fördern Sie eine 

barrierefreie Gropius-
stadt?
3. Welchen Hand-

lungsspielraum sehen 
Sie, um Verdrängung 
von Altmietern zu ver-
hindern? Wie wollen 
Sie Altmieter schützen 
jenseits des Instruments 
Milieuschutz?

4. Der Rentenein-
gangssatz sinkt von Jahr 
zu Jahr. Gleichzeitig 
werden die Alten immer 
fitter bei gleichzeitig 
zunehmender Altersar-
mut. Was machen Sie 
für diese immer größer 
werdende Gruppe der 
fitten Alten?
5. Was tun Sie, um 

die Tagesbetreuung bei 
Kindern zu unterstüt-
zen?

6. Wie wollen Sie die 
AfD verhindern?
7. Wie soll in Ihren Au-

gen die Berliner Wirt-
schaft gestärkt werden, 
so dass auch die Neu-
köllner etwas davon ha-
ben?
8. Welche Maßnahmen 

werden Sie ergreifen, 
um das Fahrradfahren in 
Neukölln zu fördern?

Wahlkreis 6
Die Kandidaten sollten fünf der acht Fragen beantworten 

Alter:
40

Geboren in: 
Hamburg

Familienstand:
ledig

Erlernter Beruf:
Politiker

Ausgeübter Beruf:
L a n d e s vo r s i t z e n d e r 
Bündnis 90/Die Grünen 
Berlin

Daniel 
Wesener

Ferat 
Kocak
Alter:
37

Geboren in: 
Berlin

Familienstand:
Single

Erlernter Beruf:
Diplom Volkswirt

Ausgeübter Beruf:
Marketing Spezialist



1) Mich beschäftigen im 
Moment sehr die The-
men Wachsende Stadt, 
fehlender Wohnraum, 
steigende Mieten, feh-
lende Kitaplätze, gute 
und intakte Schulen, die 
Unterbringung und Inte-
gration von Geflüchteten 
und die Realisierung ei-

ner modernen und bür-
gernahen Verwaltung, 
ausgestattet mit so viel 
Personal wie nötig . 
2) Als langjähriges Mit-

glied im Quartiersrat der 
Gropiusstadt habe ich 
mich mit dafür einge-
setzt, dass aus Mitteln der 
Sozialen Stadt ein Gut-
achten zum Thema »Bar-
rierearme Gropiusstadt« 
bewilligt wurde und das 
vom Bezirksamt beauf-
tragt wurde mit dem 
Ziel, alle Freiflächen und 
Wege auf Barrierefreiheit 
hin zu untersuchen und 
Hindernisse zu erfassen. 
Die Bewohner*innen der 
Gropiusstadt hatten die 
Gelegenheit, an diversen 
Aktivitäten und an ei-

ner Bürgerwerkstatt teil 
zunehmen. Ich bin sehr 
gespannt auf die Ergeb-
nisse des Gutachtens, die 
Ende Oktober vorliegen 
werden. Dann geht es an 
die Umsetzung von Lö-
sungen.
5) In der Gropius-

stadt fehlen zur Zeit 
circa 1.000 Kitaplätze. 
Hier gibt es dringenden 
Handlungsbedarf. Es 
fehlt an geeigneten Or-
ten. Eine konstruktive 
Zusammenarbeit des 
Bezirks mit Vereinen, 
Verbänden, Kirchenge-
meinden, Kitabetreibern, 
dem Quartiersmanage-
ment und den Woh-
nungsgesellschaften ist 
nötig, um Lösungen zu 

finden. Verwaltung darf 
gute Lösungen hier nicht 
behindern, sondern muss 
sie fördern. Das will ich 
unterstützen. 
8) Seit 2007 hat der 

Bezirk Neukölln in 59 
Baumaßnahmen kon-
tinuierlich vorhandene 
Radwege instand gesetzt 
oder erneuert. Diese 
Maßnahmen zur Ver-
besserung der Radinfra-
struktur Neuköllns um-
fassen eine Gesamtlänge 
von circa 42,2 Kilome-
tern. Das ist eine sehr 
gute Leistung, aber kein 
Grund sich auszuruhen. 
Das Fahrradwegenetz 
muss weiter ausgebaut 
werden. Ich werde mich 
dafür einsetzten, dass es 

Fahrradstraßen in Neu-
kölln geben wird.
6) Die AfD hat nur 

deshalb so einen guten 
Zuspruch in Teilen un-
serer Bevölkerung, weil 
die Menschen sich nicht 
mehr ernst genommen 
fühlen von »denen da 
oben« – von der Politik 
und der Verwaltung. Hier 
müssen wir ansetzen, mit 
den Leuten ins Gespräch 
kommen, im Gespräch 
bleiben, komplizierte 
Sachverhalte erklären 
und vor allem zeigen, 
dass wir uns kümmern. 
Und wenn die Leute 
nicht zu uns kommen, 
dann müssen wir eben 
hin gehen.  Das sehe ich 
ganz sozialdemokratisch. 
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Karin Korte - SPD

Sabine Toepfer-Kataw - CDU 

1) Als Staatssekretärin für 
Verbraucherschutz hat 
mich natürlich dieses The-
ma in den vergangenen 
Jahren bewegt. Dabei 
geht es nicht nur um 
Verbraucherrechte, son-
dern vor allem um faire 
Marktbedingungen und 
Information. Verbraucher 
können durch ihre Kauf-

entscheidung viel verän-
dern. Das fällt gerade in 
Berlin auf fruchtbaren 
Boden. Bio, Regional 
und fair sind nicht nur 
Entscheidungen des Gau-
mens sondern auch, wie 
wir mit uns, unseren Mit-
menschen und der Schöp-
fung umgehen wollen.
4) Das Einstiegsalter zur 

Rente steigt seit Jahren. 
Leider nur langsam und 
so muss auch über einen 
späteren regulären Ren-
tenbeginn noch einmal 
nachgedacht werden. Ge-
rade weil die Menschen 
immer länger fit bleiben, 
sollten Sie auch länger 
arbeiten. Das wäre gegen-
über den Jüngeren nur 
gerecht.

5) Wir brauchen in der 
bestehenden Betreuung 
mehr Qualität und ins-
gesamt mehr Betreu-
ungsmöglichkeiten. Ich 
halte nichts vom kosten-
freien Kita-Platz, da die 
bisherigen Beiträge nach 
Einkommen gestaffelt 
waren. Warum soll, wer 
viel verdient nichts für 
den KitaPlatz zahlen? 
Mit diesem Geld sollten 
die Erzieherinnen bes-
ser bezahlt und von den 
Verwaltungstätigkeiten 
befreit werden.
6) Eine nicht verbote-

ne Partei kann ich nicht 
verhindern. Allerdings 
spreche ich mit allen, die 
mir sagen, sie überlegen, 
AfD zu wählen. Ich fra-

ge sie, was sie von einer 
Partei erwarten, die nur 
kritisiert aber keine Lö-
sungen anbietet. Was sie 
von einer Partei erwarten, 
die eine Minderheit ge-
gen die andere hetzt und 
die – bis auf weiße Män-
ner – alle ausgrenzt. Ich 
hoffe, dass die Menschen 
vor der Wahl doch noch 
einmal nachdenken.
7) Das Wichtigste ist 

Platz. Die Stadtentwick-
lung muss grundlegender 
aufgestellt werden. Es 
darf nicht nur um Woh-
nungsbau gehen, wir 
benötigen die gesamte 
Infrastruktur, wenn die 
Stadt wächst. So muss es 
Sozialflächen geben, Grün 
und auch Wirtschafts-

flächen. Für moderne 
Unternehmen ist die alte 
Berliner Mischung ideal. 
Vorne Wohnen, hinten 
arbeiten, Gewerberaum 
– auch hier sollte es ge-
schützte Bereiche geben 
– sind gerade in ihrer 
Kleinteiligkeit eine Ga-
rantie für wirtschaftliche 
Konsolidierung und eine 
starke Wirtschaft.
8) Wir wollen die Erpro-

bung von Fahrradstraßen 
parallel zu Hauptver-
kehrsstrassen. Wir wol-
len auch mehr Fahrrad-
parkplätze, vor allem an 
U- und S- Bahnhöfen. 
Und für alle Verkehrs-
teilnehmer wollen wir die 
Sanierung von Strassen 
vorantreiben.

Alter:
55

Geboren in: 
Nettesheim/NRW

Familienstand:
verheiratet

Erlernter Beruf:
Dipl. Sozialarbeiterin 
und Theaterpädagogin

Ausgeübter Beruf:
Leiterin des Gemein-
schaftshauses Gropius-
stadt

Karin 
Korte

Sabine 
Toepfer-Kataw
Alter:
52

Geboren in: 
Berlin

Familienstand:
verheiratet, zwei Kinder

Erlernter Beruf:
Diplom Verwaltungs-
wirtin

Ausgeübter Beruf:
Beamtin, Staatssekre-
tärin



1) Berlin wächst – doch 
für die wachsende Zahl 
an Aufgaben ist die Ber-
liner Verwaltung nicht 
ausreichend vorberei-

tet, lange Schlangen vor 
Bürgerämtern oder Ver-
zögerungen bei Baupro-
jekten zeugen davon. Es 
braucht aber eine funk-
tionierende Verwaltung, 
um die Stadt sozial und 
ökologisch gestalten zu 
können. Und für Ru-
dow ganz konkret: Der 
Neubau der Clay-Ober-
schule muss endlich 
starten – die Rudower 
Schüler*innen haben 
lange genug gewartet!
2) Die Buslinie 171 

erfüllt auf der jetzigen 
Route eine wichtige 
Funktion für die barri-
erefreie Erreichbarkeit 
der Einkaufsstraße Alt-

Rudow. Diese Route zu 
Lasten vor allem älterer 
Rudower*innen im 
Zuge der (irgendwann 
erfolgenden) BER-Er-
öffnung zu ändern, ist 
daher kurzsichtig. Um 
das sich anbahnende 
Verkehrschaos an der 
Rudower Spinne durch 
das erhöhte Busauf-
kommen zu verhin-
dern, sollte vielmehr 
der Weiterbau der U7 
zum BER umgesetzt 
werden.
3) Neben Maßnahmen 

zur Stabilisierung der 
Mieten im Bestand, 
setze ich mich dort, 
wo sinnvoll möglich, 

für Neubau von Woh-
nungen ein. Dabei ist 
auch stets der Bau eines 
Mindestanteils preis-
werten Wohnraums 
vorzusehen beziehungs-
weise von Bezirksseite 
vorzuschreiben.
4) Mit dem Neubau der 

Seniorenfreizeitstätte 
in Rudow konnte eine 
wichtige Einrichtung 
gesichert werden, um 
auch älteren Menschen 
Raum für gemeinsame 
Veranstaltungen und 
Aktivitäten zu geben. 
Gleichzeitig wurden 
die Beratungsangebote 
für Senior*innen vom 
grünen Sozialstadtrat 

gestärkt – als nächstes 
steht die bessere dezen-
trale Erreichbarkeit die-
ser Angebote an.
5) Mit rechter Gewalt 

vor Ort kennt sich Ru-
dow leider aus – doch 
die Rudower*innen wis-
sen auch, was dagegen 
hilft: Demokratisches 
Engagement für Vielfalt 
und ein gemeinsames 
Miteinander! Denn die 
Demokratie wird jeden 
Tag verteidigt. Dafür 
habe ich mich seit 2009 
auch aktiv im Aktions-
bündnis Rudow enga-
giert.
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André Schulze - Bündnis 90 / Die Grünen

1) Wichtige Themen 
sind sozialer Wohnungs-
bau, der Investitionsstau 
an öffentlichen Schulen 
und Krankenhäusern 
sowie die Anstellung 

von mehr Lehr- und 
Pflegepersonal. Darü-
ber hinaus ist eine men-
schenwürdige Bezah-
lung essenziell. 
3) Für den Schutz von 

Altmietern müssen Sa-
nierungen auf ihren 
Sinn überprüft werden, 
so dass sie nicht nur der 
Mieterhöhung  dienen. 
Darüber hinaus wird 
eine Investitionsoffen-
sive im sozialen Woh-
nungsbau benötigt, um 
weiteren Preissteige-
rungen entgegen wirken 
zu können.
4) Die Absenkung des 

Renteneingangssatzes 
muss gestoppt und auf 

mindestens 53 Prozent 
angehoben werden. 
Zudem wird eine soli-
darische Mindestrente 
benötigt. Die Zwangs-
verrentung gehört ab-
geschafft. Ein guter 
Mindestlohn ist Voraus-
setzung für ein würde-
volles Leben, auch im 
höheren Alter. Um nicht 
in Altersarmut zu gelan-
gen, muss man min-
destens zwölf Euro pro 
Stunde bei 40 Erwerbs-
jahren bekommen. Das 
muss die Minimalfor-
derung für einen Min-
destlohn sein! Das Ren-
teneintrittsalter muss 
wieder gesenkt werden. 

Es ist unrealistisch, von 
Menschen in körperlich 
anstrengenden Berufen 
wie der Krankenpflege 
oder im Baugewerbe zu 
fordern, dass sie bis 67 
arbeiten gehen müssen.
6) Wenn man die ak-

tuellen Umfragewerte 
der AfD betrachtet, so 
scheint eine Verhinde-
rung eher illusorisch. 
Dennoch ist ein ener-
gisches Vorgehen wich-
tig. Die AfD steht für 
Rassismus und eine ne-
oliberale Politik. Dies 
kann nicht die Antwort 
auf die soziale Schiefla-
ge in Deutschland sein, 
welche nicht durch 

Menschen mit Migra-
tionshintergrund oder 
Geflüchtete entstanden 
ist, sondern durch eine 
unsoziale Politik in den 
letzten Jahrzehnten. 
Unser Motto lautet: 
Menschen vor Profite, 
egal welcher Herkunft!
7) Die Binnenwirt-

schaft profitiert am mei-
sten von guten Löhnen 
und einer gesicherten 
sozialen Absicherung. 
Daher würde das Klein-
gewerbe in Neukölln 
von einem höheren 
Mindestlohn und einer 
sanktionsfreien und hö-
heren sozialen Absiche-
rung profitieren.

Frank Obermeit - DIE LINKE 

1) Welche Themen ha-
ben für Sie im Moment 
absolute Priorität?
2) Wie stehen Sie zur 

Verlegung der Buslinie 
171?
3) Welchen Hand-

lungsspielraum sehen 
Sie, um Verdrängung 
von Altmietern zu ver-
hindern? Wie wollen 
Sie Altmieter jenseits 
des Instruments »Mili-
euschutz« schützen?

4) Der Rentenein-
gangssatz sinkt von Jahr 
zu Jahr. Gleichzeitig 
werden die Alten immer 
fitter bei gleichzeitig 
zunehmender Altersar-
mut. Was machen Sie 
für diese immer größer 
werdende Gruppe der 
fitten Alten?
5) Was tun Sie gegen 

die braune Gewalt?
6) Wie wollen Sie die 

AfD verhindern?

7) Wie soll in Ihren 
Augen die Berliner 
Wirtschaft gestärkt wer-
den, so dass auch die 
Neuköllner etwas davon 
haben?
8) Welche Maßnahmen 

werden Sie ergreifen, 
um das Fahrradfahren 
in Neukölln zu fördern?

Wahlkreis 7 
Die Kandidaten sollten fünf der acht Fragen beantworten 

Alter:
29

Geboren in: 
Berlin

Familienstand:
ledig

Erlernter Beruf:
Diplom Mathematiker

Ausgeübter Beruf:
Mathematiker

André
Schulze

Alter:
28

Geboren in: 
Dresden

Familienstand:
ledig

Erlernter Beruf:
Chemielaborant/Lehr-
amtsstudent

Ausgeübter Beruf:
Studentische Hilfskraft

Frank
Obermeit



1) Berlin wächst seit 
Jahren – schon bevor 
Geflüchtete die Stadt er-
reichten. Deshalb haben 
die Herausforderungen 
der wachsenden Stadt 
absolute Priorität. Wir 
müssen Wohnraum für 
alle schaffen ohne die 
soziale Durchmischung 

aus dem Auge zu ver-
lieren. Armutsquartiere 
müssen bereits in der 
Planung ausgeschlossen 
werden. Darum muss 
die Infrastruktur mit-
wachsen, um die At-
traktivität neuer Quar-
tiere zu garantieren. Die 
Verlängerung der U7 
spielt für mich hier in 
Neukölln eine heraus-
gehobene Rolle, um 
die Straßen zu entlasten 
und bestehende sowie 
kommende Quartiere 
vor den Toren der Stadt 
zu erschließen.
2) Die Buslinie 171 

muss weiterhin in Alt-
Rudow bleiben. Der 
Bus verbindet Kieze 
und Menschen. Gera-

de Menschen mit einer 
Gehbehinderung kön-
nen nicht problemlos 
150 Meter mehr in Kauf 
nehmen, um in Alt-Ru-
dow ihre Erledigungen 
zu machen. Deshalb hat 
der soziale Auftrag der 
BVG Vorrang vor even-
tuellen Kostenersparnis-
sen.
3) Neben den bereits er-

griffenen Maßnahmen, 
stellen die Nachjustie-
rung der Mietpreisbrem-
se sowie die Entlastung 
des angespannten Woh-
nungsmarktes durch 
Wohnungsneubau die 
effektivsten Mittel dar, 
um der galoppierenden 
Mietpreisste igerung 
Einhalt zu gebieten. 

Gleichzeitig müssen 
Mieterinnen und Mie-
ter ertüchtigt werden, 
ihre Rechte zu kennen, 
um sie einfordern zu 
können.
6) Die AfD ist eine 

Partei, die versucht mit 
f remdenfe indl ichen 
Parolen das Unsicher-
heitsgefühl vieler Men-
schen für sich zu nut-
zen. Dabei verfolgt sie 
im Kern eine Politik 
der Ausgrenzung, Isolie-
rung und Umverteilung 
von Unten nach Oben. 
Das muss in jedem 
Gespräch mit den Bür-
gerinnen und Bürgern 
klargemacht werden. 
Die Menschen müssen 
mit Verstand wählen, 

statt sich einem Gefühl 
hinzugeben.
7) Die Berliner Wirt-

schaft wächst im bun-
desweiten Vergleich 
überdurchschnittlich. 
Die Arbeitslosenquote 
ist mit 9,5 Prozent auf 
dem niedrigsten Stand 
seit dem Mauerfall. Das 
ist das Ergebnis guter 
sozialdemokratischer 
Wirtschaftspolitik. Ent-
scheidend ist für mich, 
dass das Wachstum auch 
faire Löhne garantiert. 
Deshalb muss das Land 
Berlin daraufhin arbei-
ten, dass die Betriebe 
tariflich gebunden sind. 
Auf diesem Weg müssen 
auch die Start-Ups un-
terstützt werden.
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Martin Hikel - SPD

Dr. Hans-Christian Hausmann - CDU 

1) Die U-Bahnlinie 
U7 muss zum Flug-
hafen Schönefeld und 
zum BER weiterge-
baut werden – mit 
Zwischenstopp in der 
Rudower Gartenstadt. 

Wenn Berlin interna-
tional sein will, muss 
der Flughafen an das 
U-Bahnnetz angebun-
den werden. Auch müs-
sen der ÖPNV und 
der Individualverkehr 
am U-Bahnhof Rudow 
geordneter ablaufen. 
Insbesondere setze ich 
mich in Rudow für den 
Erhalt der Brunnenga-
lerie im Glockenblu-
menweg ein, um den 
Grundwasserstand so 
zu halten, dass Wohn-
häuser keinen Schaden 
nehmen.
2) Die Buslinie 171 

soll laut BVG raus aus 
dem Dorfkern Rudow, 

wo die Geschäfte, Ärzte 
und Institutionen an-
sässig sind. Die BVG 
entreißt den Menschen 
damit ihre wichtige In-
frastruktur. Die Verle-
gung der Buslinie geht 
im wahrsten Sinne des 
Wortes an den Men-
schen vorbei und ist ab-
zulehnen.
3) Senioren dürfen 

nicht auf das Abstell-
gleis, sondern müssen 
in die Mitte unserer 
Gesellschaft. So trete 
ich vor Unternehmen 
mit dem Ziel auf, auch 
ältere Menschen einzu-
stellen, was die Flexi-
Rente auch bezweckt. 

Für ältere Menschen 
ohne Erwerbstätigkeit 
müssen Seniorenfrei-
zeitstätten her und be-
stehende Einrichtungen 
verstetigt werden. Eine 
quartiersbezogene be-
zirkliche Altenhilfepla-
nung ist notwendig.
4) Ich konzentriere 

mich nicht auf ande-
re Parteien, sondern 
schaue als Abgeord-
neter auf die Anliegen 
der Menschen. Wenn 
ich eine Wohnsiedlung 
sehe, dann schaue ich, 
ob die Bushaltestelle, 
der Kinderspielplatz 
oder eine Seniorenfrei-
zeitstätte in der Nähe ist. 

Wie sind die Schulen, 
wie sind die Einkaufs-
möglichkeiten und die 
ärztliche Versorgung, 
frage ich. Auch mit der 
AfD werde ich in einen 
sachlichen politischen 
Wettbewerb eintreten 
und glaube, dem Wäh-
ler ein besseres Konzept 
anbieten zu können.
5) Neukölln steht 

für Kiez und deshalb 
brauchen wir starke 
Wochenmärkte. Wir 
brauchen einen qualifi-
zierten Ansprechpartner 
für bestehende Firmen 
und Neugründungen.

Alter:
30

Geboren in: 
Berlin

Familienstand:
ledig

Erlernter Beruf:
Lehrer für Mathematik, 
Politikwissenschaften 
und Geschichte

Ausgeübter Beruf:
Lehrer für Mathematik, 
Politikwissenschaften 
und Geschichte

Martin
Hikel

Alter:
41

Geboren in: 
Berlin

Familienstand:
ledig/Familienvater

Erlernter Beruf:
Studium der Rechtswis-
senschat und Referen-
dariat

Ausgeübter Beruf:
Mitglied des Abgeord-
netenhauses für die 
Fraktion der CDU / 
Rechtsanwalt

Dr. Hans-Christian
Hausmann



Seite 18 Wahl für Neukölln August/September 2016

SPD
1. Dr. Franziska Giffey
2. Jan-Christopher Rämer
3. Almuth Draeger
4. Jürgen Koglin
5. Cordula Klein
6. Thomas Blesing
7. Derya Çağlar
8. Lars Oeverdieck
9. Mirjam Blumenthal
10. Peter Scharmberg
11. Diane Hall-Freiwald
12. Michael Morsbach
13. Nilgün Hasçelik
14. Martin Hikel
15. Franziska Jahke
16. Marko Preuß
17. Katharina Stromeier
18. Bijan Atashgahi
19. Eva-Marie Schoenthal
20. Wolfgang Hecht
21. Christine Koglin
22. Eugen Kontschieder
23. Jutta Finger
24. Marc-Niklas Förster
25. Gabriela Gebhardt
26. Jörg Stempel

27. Juliane Binder
28. Joachim Rahmann
29. Jana Kruspe
30. Gordon Folger
31. Elisabeth Heid
32. Joel Aroko
33. Julia Hasse
34. Dr. Severin Fischer
35. Sabine Haupt
36. Tobias Thimm
37. Claudia Feiling
38. Christopher King
39. Kathrin Haese
40. Marcel Hopp
41. Tamara Staudt
42. Fabian Fischer
43. Nada Aoudi
44. Andrew Walde
45. Horst Meseberg
46. Ramin Rachel
47. Jan Kißling
48. Simon Hennke
49. Ingo Kruse
50. Jürgen Buhrmeister
51. Uwe Heiland
52. Rudolf Schultz
53. Karl-Heinz Augustin

54. Timo Schramm
55. Senthil Sekaran
56. Axel Schein
57. Malte Gerber
58. Donald Lucht
59. Furkan Kartas
60. Peter Freitag

CDU
1. Falko Liecke
2. Gerrit Kringel
3. Ute Lanske
4. Christopher Förster
5. André Schlossmacher
6. Brigitte Gloeden
7. Karsten Schulze
8. Olaf Schenk
9. Nicole Bülck
10. Detlef Militz
11. Wolfgang Gellert
12. Elfriede Manteuffel
13. Ino Kringel
14. Rainer Schladensky
15. Björn Daum
16. Christina Rasche
17. David Gansel
18. Bodo Schmitt

19. Klaus Peter Mahlo
20. Reinhard Kapella
21. Sabine Ulonska-D.
22. Ken Augustin
23. Wolfgang Sinno 
24. Sabine Güldner
25. Henrik Adermann
26. Helmut Düren
27. Daniel Maigler
28. Detlef Glücklich
29. Heidemarie Stapf
30. Janina Pohl
31. Saeed Khatibi
32. Nadine Bressler

Grüne
1. Gabriele Vonnekold 
2. Bernd Szczepanski 
3. Samira Tanana 
4. Jochen Biedermann 
5. Ursula Künning 
6. Christian Hoffmann 
7. Sofie Krotter 
8. Bertil Wewer 
9. Karin Nadrowski 
10. Ali Firat 
11. Annette Heppel 

12. Wolfgang Ewert 
13. Milena Oschmann 
14. Christoph Kopp 
15. Rhea Niggemann

Die Linke
1. Marlis Fuhrmann,
2. Thomas Licher 
3. Doris Hammer 
4, Ahmed Abed 
5. Marina Reichenbach
6. Tony Pohl 
7. Carla Assmann
8. Christian Posselt
9. Maya Eckes 
10. Steffen Burger
11. Sandra Boden 
12. Tim Fürup 

Piraten
1. Victor Aouizerat 
2. Bettina Günter 
3. Philipp Zühlke 
4. Ricarda Zühlke 
5. Jessica Miriam Zinn 

BVV-Kandidaten gemäß Listenplatz
 

Der Bezirk regiert
Die Strukturen der Neuköllner Verwaltung 

Zu Beginn jeder Wahl-
periode wählt die BVV 
aus ihrer Mitte einen 
Vorsteher, dessen Stell-
vertreter und die übrigen 
Mitglieder des BVV-
Vorstands. Der Bezirks-
verordnetenvorsteher 
vertritt die BVV in allen 
Angelegenheiten und 
übt das Hausrecht aus. 
Außerdem werden 

der Bürgermeister und 
die Stadträte von der 
neu zusammengesetz-
ten BVV mit einfacher 
Mehrheit gewählt. Für 
die Bezirksbürgermei-
ster gilt ein besonderes 
Verfahren: Sie werden 
auf Vorschlag einer poli-
tischen Mehrheit in der 
BVV gewählt. Die Frak-
tionen dürfen zu diesem 
Zweck sogenannte Zähl-
gemeinschaften (Koali-
tionen für die Bürger-
meisterwahl) bilden. Für 
die Wahl der Stadträte 
haben die Fraktionen 
entsprechend ihrer Stär-
ke in der BVV das Vor-
schlagsrecht für einen 
oder mehrere Stadträte. 
Die Kandidaten für das 
Bezirksamt müssen we-
der ein abgeschlossenes 
Hochschulstudium noch 

eine andere Ausbildung 
vorweisen, die im hö-
heren Verwaltungsdienst 
sonst üblich ist. Das 
Gesetz über die Rechts-
verhältnisse der Bezirk-
samtsmitglieder schreibt 

lediglich »Sachkunde 
und allgemeine Berufs-
erfahrung« und ein Alter 
von mindestens 27 Jah-
ren als Voraussetzung für 
die Wahl vor.
Die Bezirksamtsmit-

glieder (Bürgermeister 
und Stadträte) leiten 
ihre Geschäftsbereiche 
in eigener Verantwor-
tung. Beschlüsse des Be-
zirksamts werden durch 

Mehrhe i t s en t s che id 
gefasst. Der Bezirks-
bürgermeister übt die 
Dienstaufsicht über die 
Stadträte aus und unter-
steht selbst der Dienst-
aufsicht des Regierenden 

Bürgermeisters. 
Weitere Organe der 

BVV sind die Fachaus-
schüsse, in denen bis 
zu vier Bürgerdeputier-
te (sachkundige Bür-
gerinnen und Bürger) 
mitarbeiten und der Äl-
testenrat. Ihm gehören 
Mitglieder des Vorstands 
der Fraktionen an. Er 
stellt die Tagesordnung 
der Plenumssitzung auf, 

legt die Redezeiten fest 
und berät in strittigen 
Fragen.
Im Bezirksverwaltungs-

gesetz (BezVG) ist gere-
gelt, dass die BVV:
• den Bezirkshaushalt 

beschließt und über die 
Verwendung von Son-
dermitteln entscheidet 
• Bebauungspläne und 

Landschaftspläne fest-
setzt
• über die Bereichsent-

wicklungs- und Investi-
tionsplanung sowie die 
Gründung, Übernahme 
oder Auflösung bezirk-
licher Einrichtungen 
oder deren Übertragung 

an private Träger ent-
scheidet
• dem Kauf oder Ver-

kauf von Beteiligungen 
an privatrechtlichen Un-
ternehmen zustimmt
• vom Bezirksamt Aus-

künfte verlangen und 
Entscheidungen des Be-
zirksamts aufheben und 
durch eigene Beschlüsse 
ersetzen kann
• Einsicht in alle Akten 

nehmen darf, die in Zu-
sammenhang mit der Vor-
bereitung oder Kontrolle 
von Beschlüssen und Auf-
trägen der BVV oder von 
Ausschüssen stehen
• Bürgerdeputierte, Mit

glieder der Sozialkom-
missionen, Schöffen und 
ehrenamtliche Richter, 
Patientenfürsprecher, 
Schiedsleute und Beiräte 
für Sozialhilfeangelegen-
heiten wählt. 
Die Arbeit der Bezirks-

verordneten ist ehren-
amtlich. Sie erhalten 
dafür lediglich eine Auf-
wandsentschädigung. 
Seit Januar 2011 sind 
das monatlich 330 Euro 
zuzüglich Sitzungsgeld 
(31 Euro je BVV- und 
20 Euro je Ausschusssit-
zung).� HvH

Hoch die Arme.� Foto: mr
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In der Bezirksverordne-
tenversammlung (BVV) 
sind 55 Sitze zu verge-
ben. Bei dieser Wahl 
gibt es keine Direkt-
kandidaten. Hier stehen 
nur Listenvorschläge 
von Parteien und Wäh-
lergemeinschaften zur 
Wahl. Um in die BVV 
einziehen zu können, 
benötigen die Parteien 
nur drei Prozent der ab-
gegebenen Stimmen.
Für die BVV sind alle 

Berliner Bürger mit 
deutschem Pass, sowie 
Bürger aus den übrigen 
Staaten der Europä-
ischen Union wahlbe-
rechtigt, die am Wahl-
tag das 16. Lebensjahr 
vollendet haben und die 
3 Monate vor der Wahl 
mit Hauptwohnsitz in 
Berlin gemeldet waren. 
Wohnungslose, die die 
rechtlichen Vorausset-
zungen für die Wahlteil-
nahme erfüllen, können 
die Aufnahme ins Wahl-
register beantragen. EU-
Ausländer dürfen nicht 
nur wählen, sie dürfen 

auch gewählt werden 
und können damit nicht 
nur einfaches BVV-Mit-
glied, sondern auch 
Stadtrat oder Bürger-
meister werden. Dieses 
passive Wahlrecht gilt 
jedoch grundsätzlich 
erst ab dem vollendeten 
18ten Lebensjahr.� mr

Wer wählt?
Aktives und passives Wahlrecht



Harald Schauenburg 
»Das schwarze Glas«
Jonasstraße 32,

»Sylvias kleiner Laden« 
Jonasstraße 21,
Michaela Hamann,

Felix Hungerbühler,
»Druckerei KOMAG«
Töpchiner Weg 198/200,

Autovermietung  
»ATR Service UG« 
Kienitzer Straße 16,

Ursula Bernhardt
Karlshagen,
Nachbarn N.N.

Wir bedanken uns bei folgenden Bürgern für Ihre private Unterstützung dieses Projektes
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